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Editorial

Qualen 2013

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

diesen Monat finden Wahlen in Bayern und im Bund statt. Bereits seit
einiger Zeit höre ich immer wieder die Frage, „wen soll ich wählen?“
Offensichtlich gelingt es den Parteien nicht mehr, klare Profile zu ver-
mitteln. Zudem ist Parteiverdrossenheit (mindestens) so alt wie die 
Bundesrepublik. So berichtet Carlo Schmid bereits im Jahre 1945, übe-
rall ertöne der Moderuf: „Laßt uns mit Parteien zufrieden! Wir haben
genug davon!“ (Carlo Schmid, Politik als geistige Aufgabe, 1973, S. 13).
Warum also 2013 wieder die Qual der Wahl auf sich nehmen?

„Wahl ist im öffentlichen Recht die Bestellung eines Repräsentanten
oder eines Organs durch eine Personenmehrheit oder einen Verband.
Über die Personenbestimmung und die Bekleidung mit Befugnissen
hinaus ist sie Übertragung von Legitimation, von Wählervertrauen, als
realer Grundlage von Autorität“ (Handbuch des Verfassungsrechts,
Benda, Maihofer, Vogel, S. 295). Das Grundgesetz spricht in Artikel 20
Abs. 2 von Staatsgewalt. Eigentlich sollten wir von Macht und ihrer
wiederkehrenden (Neu-) Zuweisung im demokratischen Staat sprechen.

Das Ergebnis der Entscheidungs-Qual vor der Wahl nennen wir Politik.
Sie ist nach Duden ein „auf die Durchsetzung bestimmter Ziele beson-
ders im staatlichen Bereich und auf die Gestaltung des öffentlichen 
Lebens gerichtetes Handeln von Regierungen, Parlamenten, Parteien,
Organisationen.“ Schlichte Worte für das, was unser Leben so umfassend
bestimmt. Warum dann aber diese Frustration und Gleichgültigkeit? 

Carlo Schmid, a.a.O., S. 8, ist der Auffassung, „daß die deutschen 
Bildungsschichten sich scheuten, auf das Forum zu gehen und dort um
politischen Einfluss zu kämpfen. Sie zogen es vor, Ideen und Ideale in
der Innerlichkeit zu entfalten, und überließen damit gelegentlich den
Weg zum Kapitol Gewalten, denen ihre Ideen und Ideale recht gleich-
gültig waren.“

Und die Folgen für uns heute? „Das Recht hat viele Jahrhunderte einer
herrschenden Schicht Macht und Privileg gesichert, dann aber im 
18. Jahrhundert im Prinzip der Jedermannsgleichheit in Freiheit seine 
innere Autorität gewonnen. Auch dieses Recht mag in einem neuen
System von Begünstigungen und Belastungen vorübergehend stabili-
siert werden; langfristig organisiert die Fülle der Privilegien die Rechts-
krise. … Dieser Verlust des Rechtsgedankens, die wachsende Zahl von
Vergünstigungen mag anfangs durch die Komplizierung des Rechts 
verschleiert werden. Letztlich wird das Privilegiensystem aber nicht 
erreichen, dass im Dickicht verschiedener Bevorzugungen eine Mehrheit
sich begünstigt glaubt. Letztlich wird eine Demokratie diese Ungleich-
heiten nicht tragen. … Die Selbstverständlichkeit eines Friedens im 
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allgemeinen und gleichen Rechts geht verloren.“ (Paul Kirchhof, Der
Staat als Garant und Gegner der Freiheit, 2004, S. 15 f. m.w.N.).

In dieser Situation können wir uns als Kenner des Rechts keine Passivität
leisten. Äußere Ruhe ist kein Dauerzustand. Ernst Bloch spricht Klartext:
„Nur sanft sein heißt noch nicht gut sein. Und die vielen Schwächlinge,
die wir haben, sind noch nicht friedlich. Sie sind es nur im billigen,
schlechten Sinn dieses Wortes, sind es allzu leicht. Ja, als kleine Kinder
ließen sie sich nichts gefallen, diese begehren auf, daß man wunder
meint, was es derart mit uns auf sich habe. Aber danach kamen zehn
Aufstände tausend Kriege, und die Opfer blieben brav. Daneben über-
all die vielen Duckmäuser, sagen nicht so und nicht so, damit es nach-
her nicht heißt, sie hätten so oder so gesagt. Leicht gibt sich bereits als
friedlich, was mehr feig und verkrochen ist. … Der verdrückte Klein-
bürger hat gezeigt, in seinem Ernstfall wie pazifistisch er sein kann.
Und auch vorher, selbst außerhalb dessen gibt es einen schmierigen
Frieden, nicht nur einen schmutzigen Krieg.“ (Ernst Bloch, Ansprache
zur Verleihung des Friedenspreises des deutschen Buchhandels,
15.10.1967)

Und hier mein persönlicher Wahlprüfstein, die Definition von Politik
durch Carlo Schmid: „Politik ist die Bestimmung des Verhältnisses der
Menschen zum Staate. Politik ist aber auch der richtige, vom erken-
nenden Verstande und der Sorge um die anvertrauten Menschen in-
spirierte Umgang mit der Macht.“ Wer jetzt überraschenderweise nicht
weiß, wen er wählen soll, der wird wohl endlich seine „Innerlichkeit“
verlassen und ins politische Geschehen eingreifen müssen. Ein Anfang
könnte ein Gespräch mit Ihrem Abgeordneten sein, jetzt und nach der
Wahl. Auch wenn es Zeit kostet, es geht um uns und vor allem um die
uns Anvertrauten.

Ihr 

Michael Dudek
Geschäftsführer

P.S. Die Hoffnung vieler Deutscher (derzeit) auf eine große Koalition 
ist unter verfassungspolitischen Gesichtspunkten mein persönlicher 
SuperGAU.
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xxx
ORDENTLICHE JAHRESMITGLIEDERVERSAMMLUNG 2013

mit Neuwahl des Vorstands 

Donnerstag, den 24. Oktober 2013, 18.00 Uhr 
Platzl Hotel, Weiß-Ferdl-Stube , Sparkassenstraße 10, München 

Anfahrt: U-Bahn/S-Bahn Marienplatz, kurzer Fußweg

Tagesordnung

1. Begrüßung durch die 1. Vorsitzende RAin Petra Heinicke

2. Bericht der 1. Vorsitzenden und des Geschäftsführers

3. Berichte aus den Arbeitsgruppen

4. Bericht des Schatzmeisters

Jahresabschluss 2012, Informationen und Beschlussfassung über das SEPA Verfahren  

5. Aussprache zu den Berichten

6. Entlastung des Vorstands

7. Bericht von der DAV-Mitgliederversammlung

8. Bericht aus Berlin

9. Ehrung Marathonläufer (Anwaltswertung des München Marathon)

Ehrung der neuen Ehrenmitglieder

10. Neuwahl des Vorstands

Laut § 11 der Satzung können Wahlvorschläge bis spätestens zwei Wochen vor der 
Mitgliederversammlung, schriftlich bei der Geschäftsstelle Maxburgstr. 4, 80333 München,
eingereicht werden. Später eingehende Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. 
Jedes Vereinsmitglied kann mehrere Wahlvorschläge einreichen oder unterstützen und 
sich auch selbst zur Wahl vorschlagen.

11. Verschiedenes

Wir bitten die Mitglieder, durch den Besuch der Jahresmitgliederversammlung ihr Interesse am Vereins-
geschehen zu bekunden. Für Ihr leibliches Wohl ist gesorgt. Der Verein lädt Sie herzlichst hierzu ein.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

RAin Petra Heinicke
1. Vorsitzende

MAV Mitglied im
Münchener AnwaltVerein e.V. DeutschenAnwaltVerein

Die Einladung erfolgt nurüber die Vereinszeitung!

Die Einladung erfolgt nurüber die Vereinszeitung!
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Volle Kantate

Eben noch Urlaub im idyllischen Franken bei der Bachwoche, die die 
Ansbacher Gewerbetreibenden zu originellen Werbekampagnen inspiriert
hat („Und ihre Stadtwerke liefern die Energie. Und zwar volle Kantate“).
Jetzt für eine Woche wieder am Schreibtisch vor der zweiten Woche 
Urlaub. Überraschung – wer hätte das gedacht: Es ist wieder hektisch.
Wie gut, dass da auch noch der Redaktionsschluss ansteht und ein 
Beitrag des Hefts uns lehrt, wie man gelassen in turbulenten Zeiten 
bleiben kann. Vielleicht sollte ich doch das Erlernen verschiedener Atem-
übungen in Betracht ziehen, Schnappatmung ist auf die Dauer nicht 
lustig. Und Grenzen erkennen bleibt einfach ein Dauerthema. 

Ein aktueller Hinweis in diesem Heft scheint mir so wichtig, dass ich auch
an dieser Stelle auf ihn hinweisen möchte – die Möglichkeit für bislang
Nichtversicherte sich in der gesetzlichen oder privaten Krankenversiche-
rung bis zum Ende diesen Jahres zu versichern, ohne eine Nachversiche-
rung abschließen zu müssen – die Fundstelle zu den Einzelheiten finden
Sie auf Seite 20. Vielleicht für einige von uns oder einige Mandanten
eine Möglichkeit, bislang fehlenden Versicherungsschutz für die Zukunft
zu erlangen. 

Noch besser ist es natürlich gar nicht krank zu werden, sich rechtzeitig
mit der Lektüre dieses Heftes unter ein toskanisches Olivenbäumchen
zurückzuziehen und über die Rede des Kollegen Bubendorfer bei der
diesjährigen Abschlussfeier der Berufsschule zu schmunzeln. Viel zu
wenig Kollegen machen sich die Freude, ihre Auszubildenden zu begleiten
und mit ihnen den Abschluss und den Übergang ins „echte“ Berufsleben
zu feiern – Dr. Roth und sein Team und nicht zuletzt noch Auszubildende
und schon Ausgebildete haben wieder einen heiteren und gelungenen
Rahmen geschaffen. Ich freue mich schon wieder auf das nächste Jahr
und vielleicht freuen sich ja dann einige Kolleginnen und Kollegen mehr
mit mir und erinnern sich daran, dass Motivation (eigene und fremde)
manchmal einfach darin besteht, sich Zeit zu nehmen. 

Auch vor der Sommerpause ist viel Berichtenswertes passiert –  z. B. der
Münchener Mietgerichtstag, zwischenzeitlich eine gut eingeführte und
erfolgreiche Veranstaltung mit hochrangigen Referenten, die von unserem
Anwaltverein und vom Amtsgericht München gemeinsam veranstaltet
wird (an dieser Stelle kann ich Herrn Richter Emmerich, der wieder ein-
mal mit unermüdlichem Einsatz hervorragende Referenten und aktuelle
Themen versammelt hat, nicht genug loben, ebenso natürlich auch
unser eigenes Organisationsteam!). Näheres in diesem Heft. Nächs-tes
Jahr will ich unbedingt einmal länger zuhören, denn Fortbildung über
den engen Bereich der eigenen Tätigkeit hinaus ist ebenfalls ein pro-
bates Mittel, sich Freude am beruflichen Tun (vulgo:Motivation) zu 
verschaffen. 

Freude stand auch im Vordergrund zweier weiterer Ereignisse, die ich
hier kurz referieren will:

Vom Schreibtisch der Vorsitzenden

Bei der Verleihung war ich zwar nicht dabei, aber ich durfte am Abend
bei einer netten Feier mit „Weggefährten“ den Bayerischen Verdienst-
orden von Kollegin Renate Maltry in Augenschein nehmen und ich
muss sagen, er kleidet sie außerordentlich gut (und verdient!). Weiter
hinten im Heft finden Sie Bilder, ich habe auf der Feier einige Kolleginnen
und Kollegen nach langer Zeit wieder getroffen und mich prächtig und
interessant unterhalten. 
Beim Amtswechsel von Eduard Mayer, dem bisherigen leitenden Ober-
staatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft München II, der in den Ruhe-
stand wechselt und dem Hajo Tacke nachfolgt, war die fröhliche
Abschiedsnostalgie und die heitere Aufbruchsstimmung mit einem
Hauch Trauer gemischt. Der tragische Tod von Staatsanwalt Tilman Turck
ist nicht vergessen – ebenso wenig wie der beherzte und behutsame
Umgang von Eduard Mayer mit der Situation. Ihm wünsche ich einen
glücklichen und anregenden Ruhestand, seinem Nachfolger Hajo
Tacke ein herzliches Glück auf!

Leider ist der Rest der Notizen, die ich mir bei der Redaktionskonferenz
eilig nebenbei notiert habe, wieder einmal wenig leserlich geraten, ich
meine, dass wir dringend darüber nachdenken müssen, einmal einen
Graphologiekurs für unsere Rechtsanwaltsfachangestellten ins Fort-
bildungsprogramm aufzunehmen, ich würde mein Team sofort anmelden
(mein Team meint, dass es auch für die Dozentenpositionen in Frage
käme...). Halt, eine Notiz ist noch leserlich, nämlich der Hinweis auf
unser sattes Kulturprogramm, das mit „Frauengeschichten“, Lenbach-
haus und anderen Highlights glänzt und hungrig  macht – im letzten
Monat habe ich die Führung von Ulrike Kvech-Hoppe durch das Lenbach-
haus selbst mitgemacht, es war ein wunderbares Erlebnis und wenn es
auch nicht so wunderbar wie eine ganze Urlaubswoche war, mit einem
Nachmittag unter einem toskanischen Olivenbäumchen, konnte es
dieser Samstag Vormittag leicht aufnehmen. 

Bis zum Wiederlesen wünsche ich Ihnen und mir – ob nun am Schreib-
tisch oder unter bewusstem Olivenbäumchen – viel gute Energie, Moti-
vation und Freude, „volle Kantate!“. 

Petra Heinicke
1. Vorsitzende 
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Neues vom
Münchener Modell

Gelassen in turbulenten Zeiten

Ziel des Programms
„Gelassen in turbulenten Zeiten“ ist ein Stressreduktions - und zugleich
ressourcenorientiertes Programm, das Wege und Möglichkeiten auf-
zeigt, mit belastenden Lebenssituationen besser umgehen zu können.
Ziel des Programms ist es, den betroffenen Frauen und Männern (ge-
trennt voneinander) Methoden zur Selbstregulation an die Hand zu
geben, mit denen sie gelassener auf Stresssituationen reagieren kön-
nen. Diese Methoden können destruktive Gedankenkreisläufe unter-
brechen. Darüber hinaus unterstützt  das Programm die Entwicklung
der persönlichen Ressourcen, um wieder zu den eigenen Kraftquellen
zurück zu finden.

1. Erlernen verschiedener Atemübungen
2. Selbstsicherheit fördern
3. Eigene Stärken erkennen
4. Eigene Ressourcen herausarbeiten
5. Grenzen erkennen und erarbeiten
6. Achtsamer Umgang mit sich und anderen

Struktur und Inhalte des Programms
Das Angebot „Gelassen in turbulenten Zeiten“ findet an 5 aufeinander
folgenden Abenden einmal wöchentlich statt. Die Dauer der Einheiten
beträgt ca. 2 Stunden. Vier Wochen nach dem letzten Termin finden
zwei Follow-up-Sitzungen statt, um Gelerntes zu vertiefen oder auch zu
ergänzen. 

Die einzelnen Einheiten haben immer  die gleiche Struktur, die in drei 
Arbeitsschritte unterteilt ist.

Im ersten Arbeitsschritt wird eine Atemübung angeleitet. Die Teilneh-
mer werden unterstützt, ganz bewusst die Konzentration ausschließlich
auf den Atem zu lenken und auftretende Gedanken „ziehen“ zu 
lassen. Ziel dieser Übung ist es, den Fokus auf das bewusste Einfluss-
nehmen unserer Gedanken zu richten. Durch die bewusste Atmung er-
fahren und erleben die Einzelnen, dass nicht die Gedanken sie
dominieren, sondern sie aktiv Einfluss auf diese haben. Dies gibt ihnen
wieder mehr Kontrolle über sich selbst. Sie lernen bewusst, das Gedan-
kenkarussell zu stoppen.

Ein weiterer wichtiger Effekt dieser Übung ist, dass dieser langfristig zu
mehr innerer Klarheit und Ruhe führt. Die Forschung zu Atemmeditation
zeigt, dass schon wenige Minuten täglicher Praxis bereits hilfreich sein
können.

Die Teilnehmer werden angeregt, diese Übung möglichst regelmäßig in
ihren Alltag zu integrieren. Es wird darüber reflektiert, wann und wo sie
eine solche Atemübung in ihren stark gefüllten Alltag integrieren kön-
nen und welchen Nutzen sie haben kann.

Anschließend findet ein kurzer Austausch über das Erlebte und Geübte
der vergangenen Woche statt. Die Erfahrung aus den Gruppen zeigt,
wie entlastend Eltern den Austausch mit Menschen in gleicher Lebens-
situation erleben.

Im zweiten Arbeitsschritt geht es um die Entwicklung der eigenen Stär-
ken, Ressourcen und Grenzen. Dies findet in Form von Selbsterfah-
rungsübungen statt. In Trennungssituationen ist das Selbstbewusstsein
der Einzelnen erheblich reduziert. Ein geschwächtes Selbstbewusstsein

führt zu Hilflosigkeit und Überforderung. Eigenen Leistungen und Fähig-
keiten geben sie kaum mehr Bedeutung. Von Trennung Betroffene er-
leben sich meist in allen Lebensbereichen schwach und oft hilflos. Die
Selbsterfahrungsübungen dienen dazu, sich seines Selbst wieder be-
wusster zu werden.

Darüber hinaus werden die Seminarteilnehmer mit der Theorie und 
Praxis der Achtsamkeit vertraut gemacht. Dieses Heranführen ist des-
halb so wesentlich, weil die Erfahrung zeigt, dass der Stress den die 
Klienten erleben, meist im Verharren in der Vergangenheit liegt, oder in
Katastrophenphantasien bezogen auf die Zukunft begründet ist. Die
Konzentration auf den augenblicklichen Moment zu legen und diesem
Aspekt im Alltag mehr Aufmerksamkeit zu geben, kann zu einer neuen
Sichtweise der eigenen Situation führen.

Im dritten Arbeitsschritt wird jedes Seminar mit einer Imagination (Phan-
tasiereise) beendet. In einer angeleiteten Imagination entstehen innere
(heilende) Bilder, die zur Entlastung beitragen können. Durch das Ver-
tiefen dieser Bilder spüren die Teilnehmer eine deutliche Entlastung und
Wohlgefühl. Ziel dieser Übungen ist es, die eigenen Selbstheilungskräfte
zu unterstützen.

Anzeigen

Leopoldstr. 18   80802 München   (089) 29 19 00- 88   www.houben-vonthun.de

OUBEN     VON THUN

Als Spezialist im Verkauf von Stilalt-

Seit dem 21. 12. 2012 gibt es für Frauen und Männer  
einheitliche Versicherungsbeiträge.  
Jetzt informieren und  
Beitragsvorteile sichern.

Gleich Termin vereinbaren: 0 81 02/9 94 86 40

DKV Deutsche Krankenversicherung AG

Michael Holl - Rechtsassessor
Gruppenversicherungsbeauftragter der DKV
Dorfstraße 4, 85662 Hohenbrunn
www.michael-holl.dkv.com, michael.holl@dkv.com

Ich vertrau der DKV

Schön, wenn alle gleich viel  
zahlen. Schöner, wenn Sie  
jetzt noch sparen können.

auen und Männer 
.

26,60
Krankentagegeldversicherung

ab 26,60 EUR

mtl. Beitrag für eine(n) 35-jährige(n) 

Rechtsanwalt/-anwältin nach Tarif KGT2R 

für 3.000 EUR Krankentagegeld mtl.  

ab dem 29. Tag
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Schlussbemerkung
In Krisensituationen kann es nicht immer gelingen, sofort Lösungswege
für einen neuen Umgang mit sich und der neuen Lebenssituation zu fin-
den. Dieser Prozess kann auch nicht durch Beratung beschleunigt wer-
den. Vieles muss erst einmal ausgehalten werden, manches muss für
immer akzeptiert werden. Es kann hilfreich sein, Methoden zu erlernen,
die die Belastungen erträglicher machen. „Gelassen in turbulenten Zei-
ten“ soll hierzu Wege aufzeigen und Handwerkzeuge vermitteln, um
Krisen nicht hilflos ausgeliefert zu sein, sondern sich gestärkt aus ihnen
zu entwickeln.

Wenn sie Fragen zu diesem Programm haben, können Sie mich gerne
unter 089 – 23 88 56 73 erreichen oder auch eine E-Mail unter 
katrin.normann@familien-notruf-muenchen.de an mich senden.

Katrin Normann
Familien-Notruf München

4. Münchener Mietgerichtstag
Änderungen im Mietrecht und ihre Folgen:
Senkung der Kappungsgrenze bei Mieterhöhungen, 
Energetische Sanierungen, Räumung per einstweilige Verfügung

Am 4. Juli 2013 fand im Saal 134 des Justizpalastes München der 
4. Münchener Mietgerichtstag statt. Die vom Münchener AnwaltVerein
und Amtsgericht München initiierte Veranstaltung machte in diesem
Jahr die Änderungen im Mietrecht und ihre Folgen zum Thema.

Das MietRÄndG sieht u.a. vor, dass energetische Modernisierungen für
eine begrenzte Zeit von drei Monaten nicht mehr zu einer Mietminderung
in der Bauphase führen; dem Einwand einer wirtschaftlichen Härte für
den Mieter wegen der zu erwartenden Mieterhöhung wird nicht mehr
bei der Duldung der Modernisierungsmaßnahmen Rechnung getragen,
sondern im Rahmen des Mieterhöhungsverfahrens.

Bei Fällen des Mietnomadentums soll der Vermieter durch eine gericht-
liche Hinterlegungsanordnung davor geschützt werden, allein durch die
unter Umständen längere Dauer des Hauptsacheverfahrens wirtschaft-
lichen Schaden zu erleiden; wird nicht hinterlegt, darf durch einstweilige
Verfügung die Räumung angeordnet werden.

Darüber hinaus wurde eine Regelung eingefügt, wonach die Bundes-
länder für Gebiete mit angespannten Wohnungsmärkten per Rechtsver-
ordnung die Kappungsgrenze für Mieterhöhungen bis zur ortsüblichen

Vergleichsmiete von 20 Prozent auf 15 Prozent absenken und so flexibel
auf Mietsteigerungen besonders in Ballungsräumen reagieren können.
Diesen neuen Regelungen widmete sich der 4. Münchener Miet-
gerichtstag des Amtsgerichts München und des Münchener AnwaltVer-
eins e.V., mittlerweile eine feste Einrichtung für den Erfahrungsaustausch.

Die Bayerische Staatsministerin der Justiz Dr. Beate Merk wies auf das
Renommee hin, dass der Münchner Mietgerichtstag genieße. „Es ist
auch wichtig, dass ein solcher in München stattfindet, da die Unterver-
sorgung der Bevölkerung mit bezahlbarem Wohnraum gerade hier 
ein zentrales Problem ist. Ich freue mich auch über die Ergebnisse der
Mietrechtsänderungsdiskussionen. Schon vor dem Inkrafttreten des
Mietrechtsänderungsgesetzes wurde beschlossen, von der neuen Mög-
lichkeit zur Senkung der Kappungsgrenze für Mieterhöhungen Gebrauch
zu machen. Für die Landeshauptstadt München ist die sogenannte 
Kappungsgrenzesenkungsverordnung bereits zum 15. Mai 2013 in Kraft
getreten. Voraussichtlich in wenigen Wochen werden weitere bayerische
Städte und Gemeinden mit Wohnungsmangel in die Verordnung aufge-
nommen werden können.
Ein Problem besteht allerdings weiter: Bisher kann die Miete bei einer
Neuvermietung nach Mieterwechsel – fast – frei festgesetzt werden.
Dies führt oft zu erheblichen Verteuerungen, da der Nachmieter deutlich
mehr zahlt als der Vormieter. Dieser Punkt soll in der nächsten Legis-
laturperiode angegangen werden. Geplant ist die Beschränkung der 
Erhöhung der Wiedervermietungsmieten auf nicht mehr als zehn Pro-
zent über der ortsüblichen Vergleichsmiete, wobei für Neubauten eine
Ausnahme vorgesehen ist.
Die Regelung soll nur regional – bei angespanntem Wohnungsmarkt –
gelten. Das sollen die Länder bestimmen.“

Oberbürgermeister Christian Ude wies in seinem Vortrag darauf hin,
dass es auf Grund der Finanzkrise zu einer erheblichen Spreizung der
Einkommensverhältnisse gekommen sei, die auch Auswirkungen auf
den Wohnungsmarkt habe: „Spitzenverdiener stehen Familien mit 
finanziell beschränktem Einkommen gegenüber, denen es nicht mehr
möglich ist, auf dem Wohnungsmarkt mitzuhalten. Hinzu kommen so-
genannte „vagabundierende Milliarden“, Gelder, die ein Investitions-
objekt suchen. Dies ist auch kein typisches Münchener Problem mehr. 

Ich begrüße daher die Senkung der Kappungsgrenze, sehe aber das Pro-
blem bei den Weitervermietungen noch nicht gelöst. Ich plädiere für
eine Beschränkung der Mieterhöhung in einem solchen Fall. Außerdem
halte ich die Umlagemöglichkeit der Renovierungskosten mit 11 Pro-
zent für zu hoch. Sie kann zu einer dramatischen Mietsteigerung führen,
die nicht mehr bezahlbar ist.“ 

„Der Saal ist gut gefüllt. Dies zeigt das Interesse der Richter und An-
wälte an diesem so wichtigen Thema, dass alle Bürger und Bürgerinnen
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zu Recht bewegt. Ich freue mich, dass der Mietgerichtstag nun schon
zum vierten Male stattfindet und danke meinen Richtern, insbesondere
auch dem Organisator, Richter am Amtsgericht Emmerich, für Ihren 
Einsatz. Bislang ist beim Amtsgericht München noch kein Anstieg an
Mieterhöhungsverfahren festzustellen, auch die Zahl der Mietrechts-
streitigkeiten ist mit 7658 im Jahre 2012 eher rückläufig, aber es bleibt
abzuwarten, was die Zukunft bringt “, so Gerhard Zierl, Präsident des
Amtsgericht München.

Auch die erste Vorsitzende des Münchner AnwaltVereins, Rechtsanwäl-
tin Petra Heinicke freute sich in ihrem Grußwort über diesen Fixpunkt im
jährlichen Veranstaltungskalender.

Vorsitzender Richter am Bundesgerichtshof Wolfgang Ball und Richterin
am Bundesgerichtshof Dr. Rhona Fetzer gaben einen Überblick über die
aktuelle Rechtsprechung des BGH zum Wohnraummietrecht.

Rechtsanwältin Beatrix Zurek, Vorsitzende des Mietervereins München,
Rechtsanwalt Rudolf Stürzer, Vorsitzender Haus und Grund, München
und Rechtsanwalt Jörg Weißker diskutierten über Fragen des Klima-
schutzes in der Mietpraxis und erläuterten ihre Stellungnahmen zum
Mietrechtsänderungsgesetz.

Herr Stürzer begrüßte den Wegfall des Minderungsrechts in den ersten
drei Monaten, da dies die Bereitschaft zur Sanierung fördere ebenso wie
erleichterten Anforderungen an die Modernisierungsankündigung.

Im Gegensatz dazu hielt Frau Zurek das Ziel, energetische Sanierungen
zu fördern, nicht für erreicht, da eine gerechte Verteilung der Sanie-
rungskosten nicht gegeben sei. Hier sei der Staat mit Förderungs-
maßnahmen noch mehr gefordert. Im Übrigen verängstige ein Moder-
nisierungsgesuch die Mieter, da Härtefälle erst später – bei der Mieter-
höhung – berücksichtigt würden und die Mieter daher nicht wüssten,
was auf sie zukomme.

Aus anwaltschaftlicher Sicht sah Herr Weißker noch viele Fragen in dem
neuen Gesetz ungeklärt. Es werde seiner Einschätzung nach weniger
Streit bei der Modernisierungsankündigung, dafür aber erheblich mehr
bei Mieterhöhungsverlangen geben.

Speziell zur Frage der Duldung der energetischen Sanierung und deren
Auswirkungen auf Mieterhöhungen sprachen Professor Dr. Markus Artz
von der Universität Bielefeld und Gordona Sommer, Geschäftsführerin
der GEWOFAG Holding GmbH München.

Richter am Amtsgericht Gelsenkirchen Dr. Ulf Börstinghaus erläuterte
die Voraussetzungen des Erlasses einer Sicherungsanordnung, die es

dem Richter ermöglicht, zum Schutz des Vermieters dem Mieter aufzu-
geben, vom Vermieter eingeklagte Mietrückstände bis zum Ende des
Prozesses als Sicherheit zu hinterlegen. Vorsitzender Richter am Land-
gericht München I Hubert Fleindl referierte über die Möglichkeiten der
Durchsetzung einer Räumung im Wege der einstweiligen Verfügung.
(Quelle: Pressestelle des Amtsgerichts München, MAV)

MAV-Service

Berufsrechtliche Beratung für Mitglieder

Bei allen berufsrechtlichen Fragen, wie z.B. Interessenkollisionen, 
Sozietätskonflikten, Problemen mit der Werbung u.a. können sich 
MAV - Mitglieder von unserem Ehrenmitglied RA Dr. Wieland Horn
kostenlos beraten lassen. 
RA Dr. Horn war Hauptgeschäftsführer der RAK München und ansch-
ließend Geschäftsführer der RAK beim BGH; er ist Herausgeber der Text-
sammlung „Berufsrecht der Anwaltschaft“.

Beratungstermine nur nach telefonischer Anmeldung.

Nähere Informationen bzw. Anmeldung:

Münchener AnwaltVerein e.V.
Frau Sabine Grüttner
Prielmayerstr. 7, Zimmer 63
Tel.: 089 55 86 50 (Mo - Fr 9.00 - 13.00 Uhr)
Email: info@muenchener.anwaltverein.de

Die Kanzlei als Ausbilder

Merkblätter Ausbildung

Der DAV bietet auf seiner Homepage viele nützliche Informationen für
Anwältinnen und Anwälte, die Fachangestellte ausbilden möchten: Das
Azubi-Merkblatt mit wertvollen Hinweisen zu Ausbildungsvergütung,
Arbeitszeit, Urlaub usw.

http://anwaltverein.de/praxis/reno/merkblaetter
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fachangestellte zu schützen, ist jedoch nicht erwiesen.

Bei eilbedürftiger Übermittlung von Texten, wurde in dieser Zeit ein Telex
eingesetzt, mit dessen Hilfe immerhin bis zu ca. 7 Zeichen pro Sekunde
auf einem dem Telefon vergleichbaren Netz übertragen werden konnten.

Schließlich kamen Textverarbeitungssysteme auf den Markt. Sie ermög-
lichten das Bearbeiten und Speichern von Texten vor dem Ausdruck mit
Hilfe von Disketten. Textbausteine wurden entwickelt, die immer wieder
verwendet werden konnten und die Arbeitsabläufe beschleunigen 
sollten. Leider kam es dabei häufig zur Verwendung im unglücklichen
Kontext – z.B. wenn der Satz „Nach alledem ist die Klage ohne weiteres
abzuweisen“ als Schlusssatz der eigenen Klagebegründung zu finden war.

Mit der Entwicklung des Telefax schlug die aufkommende Hektik end-
lich bis zum juristischen Bearbeiter durch. Die Ausrede der verzögerten,
noch nicht zugegangenen Post, war nicht mehr glaubwürdig.  Dass das
Faxgerät nicht funktioniere oder der Absender – was durchaus vorkam –,
die Textblätter falsch herum, nämlich mit der leeren Rückseite nach oben
eingelegt hatte,  gewährte nur kurzzeitig Aufschub.

Besonders nervig – bis heute – sind übrigens die Versuche gestresster
Zeitgenossen, ein Telefax unter Verwendung der Wahlwiederholung via
Telefonanschluss auf die Kanzleitelefon-Nr. des Empfängers zu über-
mitteln. Es dauert oft lange, bis auf Senderseite dieses erfolglose Un-
terfangen endlich bemerkt und unterbunden wird.

Aber auch so ausgereifte Bürotechniken, wie ein Kopierer, können den
modernen Menschen durchaus fordern: wenn ich einmal versuche selbst
und eigenhändig eine Kopie zu ziehen, fehlt unter Garantie entweder
das Papier, oder die Tonerkapsel ist leer, und wenn beides vorhanden
ist, wird bestimmt mein Original nicht richtig eingezogen oder es gibt
einen Stau beim Ausdruck der Kopie.    

Mit dem Aufkommen des PC und dem Internet fand die Idylle im Büro
ihr endgültiges Ende. Die erste Generation war zwar noch recht langsam
und Röhrenbildschirme wahre Ungeheuer, ab jetzt aber ging es rapide
aufwärts: der Papierverbrauch stieg ins unermessliche – obwohl werb-
lich das Gegenteil versprochen wurde – ebenso die Stromkosten und,
nicht zu vergessen, die Fehlerquellen: nicht korrigierte e-mails ver-
schwanden versehentlich im Äther, oder wurden auf die Reise an den
falschen Empfänger geschickt, den Gegner oder einen unbeteiligten
Dritten und das Ganze mit unpassenden Anhängen. 
Ruhephasen gibt es seitdem nur mehr bei totalem Stromausfall.

Fast täglich werden die Geräte leistungsfähiger, die uns mehr und mehr
entlasten sollen. Bis heute blieb mir diese Wirkung allerdings verbor-
gen. Beispiel Handy: zur Bedienung muss man zwar nur noch 4 Ziffern
wissen, nämlich zur Entsperrung. Manche wollen sich nicht einmal mehr
die vierstellige Zahl merken, sondern malen ein Muster auf den Schirm.
Aber dafür sind wir ständig erreichbar. Allenfalls unsere grauen Zellen
werden entlastet, aber ob das wünschenswert ist? Wenn man irgend-
wann die Tel.-Nummer der eigenen Frau nicht mehr weiß, sollte man
sich spätestens Gedanken machen und wenn man nicht mal mehr ihren
Namen erinnert ... . Aber lassen wir das! Für alles gibt es heute schließ-
lich ein App. 

Die Nutzung von Apps ist allerdings – wie Sie alle wissen – ausge-
schlossen bei Prüfungen, insbesondere auch bei den mündlichen. 
Vielleicht erklärt das ja so manches Ergebnis.

Nicht erlaubt sind Smartphones auch bei den Ihnen bevorstehenden Be-
werbungsgesprächen. Auch die Nutzung des Telefonjokers, z.B. in Form
eines Anrufs bei Fr. Jungbauer, ist in diesen Situationen nicht gestattet.
Manchmal wünsche ich mir ein Programm, das durch einen Piep-Ton
anzeigt, wann etwas formal oder inhaltlich falsch geschrieben oder dar-

Neueinschreibung von Auszubildenden 
für das Schuljahr 2013/2014

Die Anmeldung der neuen Auszubildenden sollte bereits schriftlich bis
zum 28. Juni 2013 vorgenommen worden sein. Es besteht aber auch die
Möglichkeit der persönlichen Anmeldung. Dazu schicken Sie bitte Ihre
neue/n Auszubildende/n am Dienstag, 10. September 2013 in der Zeit
von 9:00 – 13:00 Uhr zur persönlichen Anmeldung in die Berufsschule
für Rechts- und Verwaltungsberufe, Astrid-Lindgren-Str. 1. Die benötig-
ten Anmeldeformulare finden Sie auf der Homepage der Berufsschule
unter http://www.bs-recht.musin.de/downloads/index.htm

Die Klassenzuweisung der angemeldeten Schüler/innen erfolgt am:
Freitag, 13. September 2013 um 9:15 Uhr 
im Schulhaus Astrid-Lindgren-Str. 1.

Die Anwesenheit aller neu angemeldeten Schüler/innen ist an 
diesem Tag erforderlich.

Abschlussfeier RA-Fachangestellte 2013/II

Im Rahmen der diesjährigen Abschlussfeier für die RA-Fachange-
stellten, hat Kollege Friedemann Bubendorfer erneut eine Rede ge-
halten, die wir nachfolgend mit seiner freundlichen Genehmigung
abgedruckt haben. 

Sehr geehrte Festgäste!

Liebe Rechtsanwaltsfachangestellte, können Sie sich eine Kanzlei ohne
Computer vorstellen? Nein? Sie glauben es vielleicht nicht, aber das gab
es wirklich. Und das ist noch gar  nicht so lange her. Noch Anfang der
achtziger Jahre – im Ostteil der Republik kämpfte noch ein ehemaliger
Schuster um politische Anerkennung – verwendete man in vielen 
Kanzleien noch eine Olivetti. Das war kein toskanisches Oliven-
bäumchen, sondern eine immerhin schon elektrisch betriebene Kugel-
kopfschreibmaschine. Die Anschläge der einzelnen Buchstaben auf den
fünffach eingelegten Blättern, – mit Kohlepapier dazwischen für die
Durchschläge –, verursachten einen Höllenlärm. Büroschlaf war ausge-
schlossen, nicht einmal eine Unterhaltung unter Kolleginnen war möglich.

Das Abhören der Diktatbänder gelang auch nur geschulten Ohren und
des Öfteren gab es dazu „Bandsalat“ –  Das ist ein  Begriff, der inzwischen
auf dem roten Index bedrohter Wörter steht. Er fasste die Katastrophe
in Kurzform, dass nämlich das Diktat eines mehrseitigen Schriftsatzes
aufgrund unzulänglicher Ingenieurleistung verlorengegangen war. 

Das Ergebnis waren schließlich Textseiten, deren Durchschläge mit 
zunehmender Zahl grauer wurden, die Buchstaben immer verschwom-
mener.

Aus technischen Gründen schied eine Textkorrektur vor dem Ausdruck
aus. Der seitenlange Schriftsatz musste also nach handschriftlicher Fehler-
korrektur erneut vollständig getippt werden.

In der 2. Ausfertigung waren dann zwar die vorher korrigierten Unrich-
tigkeiten beseitigt, leider jedoch i.d.R. neue Fehlleistungen zu beklagen.
Also erneute Korrektur und das ganze nochmals eintippen. Das wieder-
holte sich zum Teil vielfach, bis weit nach Ablauf der vereinbarten Büro-
zeiten. Und damals, lange vor der Rechtschreibreform, wurde sogar
noch der Interpunktion – als zusätzliche Fehlerquelle – Bedeutung und
Respekt erwiesen. 

Nur die Notfristen setzten manchmal durch ihr zeitliches, nicht verlän-
gerbares  Limit diesem grausamen Spiel ein Ende. Dass Notfristen nur
deshalb vom Gesetzgeber entwickelt worden seien, um Rechtsanwalts-
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gestellt wird. Vergleichbar etwa dem System der Einparkhilfe bei Auto-
mobilen. Dann hätte die Feststellung „Bei dem piept´s wohl!“ seine ur-
sprüngliche, semantische Bedeutung im wörtlichen Sinne wiedererlangt
und der akustische Hinweis würde die Leseleistung ersparen. Das könnte
sicher so manche grammatikalische oder juristische Geisterfahrt verhin-
dern helfen.

Aber das ist sicher Zukunftsmusik.   

Bis auf weiteres müssen wir wohl oder übel immer noch versuchen,
unser eigenes Gehirn zu gebrauchen und das ist weiß Gott nicht immer
einfach und schon gar nicht immer zuverlässig:

Bekanntlich funktioniert unser eigener PC im Kopf über sogenannte
synaptische Verbindungen. Die Anzahl der Nullen, die an die Zahl Eins
angehängt werden muss, um die Summe der Möglichkeiten aller syna-
ptischen Verknüpfungen in einem durchschnittlichen Zerebrum darzu-
stellen, reicht – aneinandergereiht - bis in den interstellaren Raum. Diese
gigantischen Möglichkeiten werden bei dem Einzelnen jedoch nicht
immer voll umfänglich eingesetzt. Jedenfalls wird der Einsatz nicht
immer erkennbar. Das liegt wahrscheinlich an der Tatsache, dass wir –
ähnlich bei den Kapazitäten unserer PCs – ökonomisch wie wir sind, nur
einen Bruchteil nutzen, um den jeweiligen Anforderungen, die uns Beruf
und Leben stellen, zumindest ansatzweise gerecht zu werden. Zu geisti-
gen Höchstleistungen neigt der Mensch bekannter Maßen per se nicht.

Dennoch: Unsere geistigen Fähigkeiten sind jedenfalls bis heute in ihrer
Universalität jedem technischen Ersatz weit überlegen. Das ist doch be-
ruhigend, oder?

Unterhalten Sie sich doch einmal mit einem Sprachcomputer: Schon bei
normaler Sprechgeschwindigkeit verweigert dieser jedes Verständnis. Er
gibt die Texte derart sinnfrei wieder, dass man freiwillig jedes Wort ein-
zeln, langsam und deutlich und unter Verzicht auf die angeborene
Sprachmelodie ausspricht, um den praktischen Nutzen dieses Geräts
auch nur halbwegs auszuschöpfen. Bei häufigem Einsatz kann dies auf
die Alltagssprache abfärben, etwa so: 

Ich – wünsche – Ihnen – weiter – hin – viel – Erfolg – und – Freude – in –
Ihrer – Kanzlei – Aus – rufungs – zeichen 
Ab – satz   
Auf – Wieder – hören.                   

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit

DAV Master

LL.M.-Masterstudiengang „Anwaltsrecht und Anwaltspraxis“ 
für Anwältinnen und Anwälte, Assessoren und Referendare

Egal ob als Berufseinsteiger oder schon mit einiger Berufserfahrung –
dies ist ein Programm, um Theorie und Praxis zu verbinden und einen
akademischen Titel zu erwerben. 

In Vollzeit oder berufsbegleitend in Teilzeit können Anwältinnen und
Anwälte, Assessoren und Referendare im Fernstudium vertiefte Kennt-
nisse in anwaltlichen, rechtlichen und unternehmerischen Fragestellun-
gen erwerben und diese Kompetenzen durch einen LL.M.-Titel nach
außen dokumentieren. Erfahrene Anwältinnen und Anwälte vermitteln
Arbeitshilfen, Tipps und Tricks für den Einstieg und die tägliche 
Praxis – von der richtigen Abrechnung bis zur Zwangsvollstreckung. Alle
Teilnehmer erhalten für die Dauer des Studiengangs zusätzlich einen 
kostenlosen Beck-Online Zugang.

Alle Informationen finden Sie unter:  www.dav-master.de.

Aufruf

DAV-Umfrage zum Engagement in der Juristenausbildung

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 

Die besten Köpfe in die Anwaltschaft!

Unter diesem Motto will der DAV – etwa durch Berufseinsteiger-
veranstaltungen, den LL.M.-Masterstudiengang und das FORUM Junge
Anwaltschaft – junge Juristinnen und Juristen für den Anwaltsberuf 
begeistern und ihnen praktische Hilfestellung bei allen Fragen des 
anwaltlichen Berufseinstieges bieten. Die besten Multiplikatoren und
Botschafter dieses Anliegens sind unsere Mitglieder selbst – also Sie. 

Zahlreich sind unsere Mitglieder regional in der Referendarausbildung, als
Dozent(inn)en an den juristischen Fakultäten, in Universitätsgremien und
auf viele weitere Art und Weise aktiv. Um dieses Netzwerk nutzen zu kön-
nen, bedarf es zunächst einer Bestandsaufnahme des vielfältigen Engage-

IMB GmbH
Institut für Mediation und
Beziehungsmanagement

Carl Orff Strasse 11
D-85591 Vaterstetten
Tel:+49 (8106)302090

office@im-beziehungsmanagement.de
www.im-beziehungsmanagement.de
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Kostenrechtsmodernisierung und 
PKH-/Beratungshilferecht

Der Bundesrat hat am 05.07.2013 die Ergebnisse des Vermittlungs-
ausschusses zum 2. KostRMoG und zum Gesetz zur Änderung des 
Prozesskostenhilfe- und Beratungshilferechts gebilligt. Damit können
die Gesetze nunmehr in Kraft treten. 

Für das Gesetz zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und Beratungshilfe-
rechts bedeutet dies ein Inkrafttreten zum 01.01.2014. Das 2. KostRMoG
trat am 1. August 2013 in Kraft.

Mehr zum Thema:
http://www.brak.de/zur-rechtspolitik/national/anwaltsverguetung/
(Quelle: BRAK, Nachrichten aus Berlin 13/2013 vom 12.07.2013)

RVG-Erhöhung wird Gesetz – Online-Sonderausgabe 
des Anwaltsblatts als Arbeitshilfe des DAV

Was das neue Kostenrecht für Anwältinnen und Anwälte bedeutet 
und wie das Ergebnis des Vermittlungsausschusses zu bewerten ist, 
erläutert das Anwaltsblatt in vielen Fachaufsätzen in einer Online-Aus-
gabe auf 60 Seiten. Als besonderen Service gibt es die neuen Tabellen.
Mit diesen DAV-Arbeitshilfen können Sie sich als DAV-Mitglied bestens
und umfassend auf die neue Reform vorbereiten und wissen worauf es
ankommt. Die Online-Ausgabe ist abrufbar unter:
http://anwaltsblatt.anwaltverein.de/tl_files/anwaltsblatt/files/AnwBl-Online-
252_Sonder.pdf
(Quelle: DAV-Depesche Nr. 28-1/13 vom 11. Juli 2013)

Prozesskostenrechner: 
schnelle Hilfe bei Gebührenberechnung

Der DAV stellt allen Mitgliedern der örtlichen Anwaltvereine ab sofort
einen kostenlosen Prozesskostenrechner zur Verfügung. In dem Rechner
können Sie durch Eingabe einfacher Parameter, wie Streitwert, Anzahl
der Mandanten und Gegner oder Erhöhungsgebühren, die voraussicht-
lichen Prozesskosten schnell und unkompliziert abrufen. Aber nicht nur
das neue RVG ist erfasst. Auch Gebühren aus Aufträgen, die vor dem
01.08.2013 erteilt wurden, können berechnet werden. 
www.anwaltverein.de/leistungen/prozesskostenrechner

Gebührenrecht

Abrechnung bei Parteiwechsel

I. Prozessuale Ausgangssituation
Ein Parteiwechsel kann sowohl auf Seiten des Klägers als auch auf 
Seiten des Beklagten vorkommen.

– Auf Seiten des Klägers erfolgt der Wechsel durch Eintritt eines neuen
Klägers und Ausscheiden des bisherigen Klägers. Prozessual betrach-
tet reicht der neue Kläger eine neue Klage im Wege der objektiven 
Klagenhäufung ein und der erste Kläger nimmt seine Klage zurück.

– Auf Seiten des Beklagten erfolgt der Parteiwechsel dadurch, dass
der Kläger erklärt, die Klage richte sich fortan nicht mehr gegen den
bisherigen Beklagten, sondern gegen einen anderen Beklagten.
Damit liegt eine Klageerweitung gegen den neuen Beklagten vor,
einhergehend mit einer Klagerücknahme gegen den bisherigen 
Beklagten.

ments, was wir anhand dieser kurzen Surveymonkey-Umfrage (Dauer 3-5
Min., Link: https://de.surveymonkey.com/s/JG7XR6Y) erreichen möchten. 

Wir möchten Sie bitten, sich bis zum 15. September 2013 zahlreich
an der Umfrage zu beteiligen, sofern Sie dies nicht bereits auf die 
Depesche vom 27. Juni 2013 hin getan haben. Die Umfrage hat zum
Ziel, einen Überblick über das vielfältige Engagement unserer Mitglieder
zu gewinnen, um einschlägige Informationen auch zielgruppengenau
weitergeben zu können.

Wir würden uns freuen, wenn Sie sich zahlreich an der kurzen Umfrage
(max. 5 Min.) beteiligen und diese Ankündigung inkl. Link auch bitte
gerne an interessierte Kolleginnen und Kollegen weiterleiten würden. 

Vielen Dank für Ihre Unterstützung!

Mit den besten Grüßen

Rechtsanwalt Thomas Marx
Geschäftsführer Deutscher AnwaltVerein

Aktuelles

Elektronischer Rechtsverkehr 

Das Gesetz zur Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den
Gerichten hat am 05.07.2013 den Bundesrat passiert. Die Neu-
regelung überträgt der Bundesrechtsanwaltskammer die Aufgabe,
für jede Rechtsanwältin/jeden Rechtsanwalt ein so genanntes 
besonderes elektronisches Anwaltspostfach zum 01.01.2016 einzu-
richten. Über dieses Anwaltspostfach wird künftig die gesamte
schriftliche Kommunikation zwischen den Gerichten und der 
Anwaltschaft abgewickelt werden.

Besonders erfreulich ist aus Sicht der BRAK, dass die Vorschrift des 
§ 174 ZPO-neu im Hinblick auf den Nachweis des elektronischen 
Zugangs zugunsten der Rechtsanwälte geändert wurde. Der Regie-
rungsentwurf sah vor, dass das Empfangsbekenntnis abgeschafft und
durch eine durch das künftige elektronische Postfach der Anwälte 
automatisch generierte Eingangsbestätigung ersetzt werden sollte. Die
Zustellung sollte nach drei Tagen ab Eingang der Schriftstücke im 
elektronischen Postfach des Anwalts unabhängig von dessen Kennt-
niserlangung als bewirkt gelten. Die BRAK hatte sich nachdrücklich dafür
eingesetzt, dass die fristenauslösende Zustellung nach wie vor an das
Rechtsinstitut des Empfangsbekenntnisses geknüpft bleibt.

Weiterführende Links:
http://www.brak.de/zur-rechtspolitik/national/elektronischer-rechtsverkehr/
(Quelle: BRAK, Nachrichten aus Berlin 13/2013 vom 12.07.2013)

Partnerschaftsgesellschaft mbH (PartGG)

Am 18.07.2013 wurde das Gesetz zur Einführung einer Partnerschafts-
gesellschaft mit beschränkter Berufshaftung und zur Änderung des 
Berufsrechts der Rechtsanwälte, Patentanwälte, Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer im Bundesgesetzblatt verkündet (BGBl. 2013, Teil I 
Nr. 38, S. 2386, pdf-Datei, Bundesanzeiger Verlag) und ist am
19.07.2013 in Kraft getreten.

[Anm. der Redaktion: Siehe hierzu auch S.14 des Seminarprogramms
in der Heftmitte]
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09:00 bis 09:15 Uhr | Begrüßung 

RA Michael Dudek, München, Präsident des Bayerischen Anwaltverbandes  
RAin Dr. Astrid Auer-Reinsdorff, Berlin, Vors. GfA DAVIT, Vizepräsidentin des DAV

09:15 bis 10:00 Uhr | RA Prof. Dr. Gerrit Hornung, LL.M., Universität Passau
Keynote: Europäisches IT-Recht – 
ein Versuch der Strukturierung und Systematisierung

10:00 bis 10:45 Uhr | RA Jörn Schoof, Leiter Corporate Affairs M-net Telekommunikation, Nürnberg 
Die Providerhaftung und die EuGH Judikatur

10:45 bis 11:15 Uhr: Kaffeepause

11:15 bis 12:00 Uhr | RAin Dr. Truiken J. Heydn, TCI Rechtsanwälte, München  
Gebrauchtsoftware – Entscheidung des EuGH und die Folgen

12:00 bis 12:45 Uhr | Prof. Dr. Thomas Dreier, M.C.J., ZAR, Karlsruhe
UsedSoft and beyond - Regel oder Ausnahme für andere Werkarten?

12:45 bis 13:45 Uhr: Mittagspause [Catering gesponsert von OSE Organisation pro Software Escrow]

13:45 bis 14:30 Uhr | RA Konrad Zdanowiecki, Noerr LLP, München
Links, Frames & Co. - bittet der EuGH zur Kasse? 

14:30 bis 15:15 Uhr | Thomas Zerdick, LL.M., Bereichsleiter „Datenschutzreform“, GD Justiz, 
Europäische Kommission, Brüssel (angefragt)
Die neue EU-Datenschutzgrundverordnung

15:15 bis 15:45 Uhr: Kaffeepause

15:45 bis 16:30 Uhr | RA Dr. Oliver Draf LL.M., Leiter Datenschutz, Allianz Deutschland AG, München
Praxis des zukünftigen Europäischen Datenschutzrechts 
aus Unternehmenssicht 

16:30 bis 17:15 Uhr | RA Dr. Fabian Niemann, Bird &Bird, Frankfurt und Düsseldorf
Europäische Cloud 

17:15 bis 18:00 Uhr | Moderation: RA Prof. Dr. Peter Bräutigam, Noerr LLP,  München
Abschlussdiskussion als Podiumsdiskussion
Europäisches IT-Recht – ein Paradigmenwechsel für den deutschen IT-Juristen

12. Bayerischer IT-Rechtstag

IT-Recht und Europa

Donnerstag, 17. Oktober 2013: 9:00 bis 18:00 Uhr – im Künstlerhaus München, Lenbachplatz 8

veranstaltet vom Bayerischen Anwaltverband in Kooperation mit der Arbeitsgemeinschaft
Informationstechnologie im Deutschen Anwaltverein und der Universität Passau, Lehrstuhl 
für Sicherheitsrecht und Internetrecht

Moderation: RA Prof. Dr. Peter Bräutigam (Noerr LLP), München (GfA DAVIT)

Veranstaltungsort:
Künstlerhaus München
Lenbachplatz 8 
[Eingang Maxburgstraße] 
80333 München

Teilnahmegebühr:
– für DAV-Mitglieder: € 150,– 
zzgl. MwSt (= € 178,50)
– für Nichtmitglieder: € 180,– 
zzgl. MwSt (= € 214,20)

Anmeldung: nächste Seite →

Wir danken unseren 
Sponsoren:

MultiMedia und Recht
MMR

www.davit.de
www.bayerischer.anwaltverband.de
www.bayerischer-it-rechtstag.com

www.uni-passau.de

www.itrb.de

www.mmr.de

www.ose-international.org

7 Fortbildungsstunden 

nach § 15 FAO möglich!

www.zd-beck.de

www.t-systems.de



Ich melde mich unter Anerkennung Ihrer Teilnahmebedingungen (s.u.) an:

[   ] 12. Bayerischer IT-Rechtstag | 17. Oktober 2013: 9.00 bis 18.00 Uhr im Künstlerhaus München, Lenbachplatz 8, 80333 München
für DAV-Mitglieder: € 150,– zzgl. MwSt (= € 178,50) – für Nichtmitglieder: € 180,– zzgl. MwSt (= € 214,20)
jeweils im Preis enthalten: Tagungsunterlagen, Getränke und Mittagessen

MAV GmbH
Herrn Dr. Martin Stadler
Amerikahaus, Zi. 207 
Karolinenplatz 3
80333 München 

ANMELDUNG   per Fax: 089. 55 26 33 - 98

Kanzlei / Firma

Name/Vorname:

Straße:

PLZ/Ort:

Telefon:

Fax:

eMail:

Ich bin Mitglied des DAV    [  ]  ja               [  ]  nein

Rechnung an                        [  ]  mich        [  ]  die Kanzlei

Datum    Unterschrift

Bei mehreren Teilnehmern:

bitte getrennte Anmeldungen!

→ MAV GmbH: ein Unternehmen des Münchener AnwaltVereins  – Sitz: München | Amtsgericht München,  HRB 152 648 – Geschäftsführer: Dr. Martin Stadler

Teilnahmebedingungen

Anmeldungen werden mit Eingang der schriftlichen Anmeldung verbindlich. Die Plätze sind begrenzt. Es gilt die Reihenfolge der
Anmeldungen.

Die Übertragung der Teilnahmeberechtigung ist möglich, sofern uns Name und Anschrift des Ersatzteilnehmers umgehend mitgeteilt
werden. Macht der Anmelder von seinem Übertragungsrecht keinen Gebrauch, ist die Tei l nahme gebühr auch dann zu zahlen, wenn der
Anmelder seine Anmeldung zurückzieht oder an der Tagung nicht teilnimmt. 

Bei Absagen länger als zwei Wochen vor Veranstal tungs beginn wird dem Anmelder lediglich eine Bearbeitungs gebühr in Höhe von € 50,–
zzgl. MwSt. (= € 59,50) in Rechnung gestellt. 

Änderungen: Wird die Tagung kurzfristig abgesagt, verschoben oder an einen anderen Veranstaltungsort verlegt, sind Ansprüche daraus 
ausgeschlossen. 

Fragen, Wünsche

Dr. Martin Stadler 
Telefon 089. 552 633-96 | Fax 089. 552 633-98 | eMail info@mav-service.de oder geschaeftsstelle@bayerischer-anwaltverband.de

IT-RT/M IX 2013



Der Parteiwechsel bedarf in beiden Fällen gegebenenfalls der Zustim-
mung des Gegners.

II. Umfang der Angelegenheit 
Für die gebührenrechtliche Betrachtung, also ob eine oder mehrere An-
gelegenheiten vorliegen, hatte die frühere h.M. danach differenziert,
auf wessen Seite der Anwalt tätig war.

– Für den Anwalt auf Seiten der wechselnden Partei wurde danach
unterschieden, ob die neue Partei erst eingetreten ist, nachdem die
bisherige Partei bereits ausgeschieden war oder nicht. Im ersten Fall
wurden zwei Angelegenheiten angenommen. Die Vertretung der
bisherigen Partei und die Vertretung der neuen Partei sollten dann
jeweils eine eigene Angelegenheit darstellen. Dies galt sowohl dann,
wenn der Anwalt den ausscheidenden und den neu eintretenden
Kläger (OLG Stuttgart Justiz 1982, 138 = JurBüro 1982, 551), als
auch dann, wenn der Anwalt mehrere nacheinander verklagte Be-
klagte vertrat (OLG Köln JurBüro 2006, 249; OLG Karlsruhe JurBüro
2001, 88 = OLGR 2001, 34). Soweit der Anwalt dagegen - wenn
auch nur für einen kurzen Zeitraum - sowohl die ausscheidende als
auch die eintretende Partei gleichzeitig vertrat, sollte nur eine An-
gelegenheit vorliegen (OLG Hamburg AGS 2003, 198 m. Anm. 
N. Schneider).

– Für den Anwalt auf Seiten des Gegners der wechselnden Partei
war die Sache dagegen eindeutig. Insoweit blieb es immer nur bei
einer Angelegenheit. Für ihn war der Wechsel der Gegenpartei uner-
heblich, da er nach wie vor dieselbe Partei vertrat, und der gegen
seine Partei gerichtete Anspruch der gleiche blieb.

Der BGH hat diese Streitfrage zwischenzeitlich geklärt (AGS 2006, 583
= BGHR 2007, 41 = JurBüro 2007, 76 = NJW 2007, 769 = MDR 2007,
365 = ZfSch 2007, 226 = FamRZ 2007, 41 = RVGreport 2007, 25). Bei
einem Parteiwechsel liegt für den Rechtsanwalt der beide wechselnden
Parteien vertritt bzw. vertreten hat, immer nur eine Gebührenangele-
genheit vor, sodass er seine Gebühren nur einmal erhält, und zwar un-
abhängig davon, ob er die ausscheidende Partei und die eintretende
Partei gleichzeitig vertritt oder nacheinander. Dem ist auch die gesamte
Rspr. gefolgt (zuletzt OLG Stuttgart AGS 2010, 7 = MDR 2010, 356 =
Rpfleger 2010, 241 = Justiz 2010, 277 = NJW-Spezial 2010, 29 = FamRZ
2010, 831).

III. Gebührenerhöhung
Allerdings erhöht sich in diesen Fällen die Verfahrensgebühr nach Nr.
1008 VV RVG, da der Anwalt auf Seiten der wechselnden Partei in der-
selben Angelegenheit mehrere Auftraggeber hinsichtlich desselben Ge-
genstands vertreten hat (BGH AGS 2006, 583 = BGHR 2007, 41 =
JurBüro 2007, 76 = NJW 2007, 769 = MDR 2007, 365 = ZfSch 2007,
226 = FamRZ 2007, 41 = RVGreport 2007, 25; OLG Stuttgart AGS 2010,
7 = MDR 2010, 356 = Rpfleger 2010, 241 = Justiz 2010, 277 = NJW-
Spezial 2010, 29 = FamRZ 2010, 831).

Beispiel: Der Kläger klagt zunächst gegen den A auf Zahlung von
10.000,00 EUR. Später stellt sich heraus, dass die Klage gegen den B
hätte gerichtet werden müssen. Der Kläger nimmt die Klage gegen den
A zurück und richtet sie nunmehr gegen den B. Hiernach wird münd-
lich verhandelt. 

Sowohl für den Anwalt des Klägers als auch für den Anwalt des Be-
klagten, der die Vertretung des A und des B übernommen hat, entste-
hen die Gebühren nur einmal, da für beide nur eine Angelegenheit i.S.d.
§ 15 RVG gegeben ist. Die Verfahrensgebühr des Beklagtenanwalts 
erhöht sich allerdings nach Nr. 1008 VV RVG um 0,3.

Ausgehend von den neuen Gebührenbeträgen des 2. KostRMoG.

I. Klägervertreter
1. 1,3-Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 

(Wert: 10.000,00 €) 725,40 €
2. 1,2-Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 

(Wert: 10.000,00 €) 669,60 €
3. Postentgeltpauschale, Nr. 7002 VV RVG 20,00 €

Zwischensumme 1.415,00 €
4. 19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 268,85 €

Gesamt 1.683,85 €

II. Beklagtenvertreter
1. 1,6-Verfahrensgebühr, Nrn. 3100, 1008 VV RVG 

(Wert: 10.000,00 €) 892,80 €
2. 1,2-Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 

(Wert: 10.000,00 €) 669,60 €
3. Postentgeltpauschale, Nr. 7002 VV RVG 20,00 €

Zwischensumme 1.582,40 €
4. 19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 300,66 €

Gesamt 1.883,06 €

Abwandlung: Wie vorangegangenes Beispiel; die Beklagten haben sich
jedoch jeweils durch einen eigenen Anwalt vertreten lassen.

Jetzt hätte jeder Anwalt der Beklagten gesondert abrechnen können,
allerdings nur unter Ansatz einer einfachen 1,3-Verfahrensgebühr.

I. Beklagtenvertreter (ausgeschiedener Beklagter)
1. 1,3-Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 

(Wert: 10.000,00 €) 725,40 €
2. Postentgeltpauschale, Nr. 7002 VV RVG 20,00 €

Zwischensumme 745,40 €
3. 19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 141,63 €

Gesamt 887,03 €

II. Beklagtenvertreter (eingetretener Beklagter)
1. 1,3-Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 

(Wert: 10.000,00 €) 725,40 €
2. 1,2-Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 

(Wert: 10.000,00 €) 669,60 €
3. Postentgeltpauschale, Nr. 7002 VV RVG 20,00 €

Zwischensumme 1.415,00 EUR 
4. 19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 268,85 €

Gesamt 1.683,85 €

IV. Übergangsrecht 
Probleme des anzuwendenden Rechts können sich ergeben, wenn der
Auftrag von der ausgeschiedenen Partei vor dem 1. 8. 2013 erteilt 
worden ist, die eingetretene Partei dagegen den Auftrag erst nach dem
31.7.2013 erteilt hat. Würde man auf den jeweiligen Auftrag abstellen,
wäre nach § 60 RVG für die ausscheidende Partei altes Recht anzuwenden
sein, während für die eintretende Partei neues Recht anzuwenden wäre.
Ausgehend von der Rechtsprechung des BGH, dass für den Anwalt, der die
ausscheidende und die eintretende Partei vertritt nur eine Angelegenheit
vorliegt, handelt es sich nicht um einen neuen Auftrag, sondern nur um
eine Auftragserweiterung, sodass es beim alten Gebührenrecht bleibt (zur
gleich lautenden Vorschrift des § 61 RVG: BGH AGS 2006, 583 = BGHR
2007, 41 = JurBüro 2007, 76 = NJW 2007, 769 = MDR 2007, 365 = ZfSch
2007, 226 = FamRZ 2007, 41 = RVGreport 2007, 25).

V. Kostenerstattung bei Wechsel auf Beklagtenseite
Das Gericht wird im Fall eines Parteiwechsels auf Beklagtenseite die
außergerichtlichen Kosten des ausgeschiedenen Beklagten dem Kläger
nach § 269 Abs. 3 S. 2 ZPO auferlegen. Soweit die Beklagten sich durch
jeweils einen eigenen Anwalt haben vertreten lassen, ergeben sich keine
Probleme. Der ausgeschiedene Beklagte kann die volle Erstattung seiner
Kosten verlangen.

MAV Münchener AnwaltVerein e.V.
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Haben sich die Beklagten durch einen gemeinsamen Anwalt vertreten
lassen, kann der ausgeschiedene Beklagte allerdings nicht eine volle 
1,3-Verfahrensgebühr nebst Auslagen und Umsatzsteuer zur Festset-
zung anmelden, sondern nur den auf ihn entfallenden Anteil der 
1,6-Verfahrensgebühr nebst Auslagen und Umsatzsteuer, der sich i.d.R.
mangels gegenteiliger Umstände nach der gesetzlichen Auslegungsre-
gel des § 426 Abs. 1 S. 1 BGB auf die Hälfte belaufen wird (OLG Stutt-
gart AGS 2010, 7 = MDR 2010, 356 = Rpfleger 2010, 241 = Justiz 2010,
277 = NJW-Spezial 2010, 29 = FamRZ 2010, 831). Das ergäbe im Beispiel:

1. 1,6-Verfahrensgebühr, Nrn. 3100, 1008 VV RVG
(Wert: 10.000,00 €) 892,80 €

2. Postentgeltpauschale, Nr. 7002 VV RVG 20,00 €
Zwischensumme 912,80 €
hiervon 50% 456,40 €

3. 19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 86,72 €
Gesamt 543,12 €

Rechtsanwalt Norbert Schneider, Neunkirchen

Interessante Entscheidungen

BGH-Vorlage an das BVerfG: Sozietätsverbot für 
Anwalts- und Arzt-Kanzlei verfassungswidrig? 

Der II. Zivilsenat des BGH hält das Verbot einer Sozietät von Anwälten
und Ärzten für verfassungswidrig. Das geht aus einem im Juli veröffent-
lichten Beschluss hervor (BGH, Beschl. v. 16. Mai 2013 – II ZB 7/11,
AnwBl Online 2013, 313, abrufbar unter www.anwaltsblatt.de). Der
BGH hat daher nach Art. 100 GG dem Bundesverfassungsgericht die
Frage zur Entscheidung vorgelegt, ob der § 59a Abs. 1 BRAO mit dem
Grundgesetz zu vereinbaren ist. Die Vorschrift verbietet Ärzten und Apo-
thekern die gemeinschaftliche Berufsausübung mit Rechtsanwälten 
(Sozietätsverbot). Im konkreten Fall hatten ein Rechtsanwalt und eine
Ärztin (und zugleich Apothekerin) eine Partnerschaftsgesellschaft als
„interprofessionelle Partnerschaft für das Recht des Arztes und des 
Apothekers“ gegründet. Amtsgericht und Oberlandesgericht wiesen die
Anmeldung zur Eintragung ins Partnerschaftsregister jedoch zurück. Der
BGH will § 59a Abs. 1 BRAO nicht anwenden. Für den II. Zivilsenat des
BGH gibt es keinen Grund, Ärzte und Apotheker anders zu behandeln
als Steuerberater, Wirtschaftsprüfer und Patentanwälte, mit denen 
Anwälte die Sozietät eingehen dürfen. Da es sich um eine Registersache
handelt, musste nicht der Anwaltssenat des BGH entscheiden.
(Quelle: DAV-Depesche Nr. 28-1/13 vom 11. Juli 2013)

BGH: Erneute Entscheidung über eine Entgeltklausel
sowie weitere Allgemeine Geschäftsbedingungen für
Pfändungsschutzkonten

Der u. a. für das Bankrecht zuständige XI. Zivilsenat des Bundesge-
richtshofs hat im Anschluss an seine beiden Urteile vom 13. November
2012 (XI ZR 500/11 und XI ZR 145/12; vgl. dazu Pressemitteilung Nr.
191/2012) erneut über eine Entgeltklausel sowie darüber hinaus erst-
mals auch über weitere Allgemeine Geschäftsbedingungen für die
Führung eines Pfändungsschutzkontos (kurz: P-Konto) entschieden. 

In der verhandelten Sache (vgl. dazu auch Pressemitteilung Nr. 102/2013)
macht der klagende Verbraucherschutzverband gegenüber der beklag-
ten Bank im Wege der Unterlassungsklage die Unwirksamkeit der im
Preis- und Leistungsverzeichnis der Beklagten enthaltenen Entgelt-
klausel sowie weiterer Bedingungen für ein P-Konto geltend.  

Die Beklagte weist in ihrem Preis- und Leistungsverzeichnis im Abschnitt
"Preise für Dienstleistungen im standardisierten Geschäftsverkehr mit
Privatkunden" für von ihr angebotene Girokontenarten ("Kontopa-
kete") mit jeweils unterschiedlichen Leistungsbestandteilen verschie-
dene Monatsgrundpreise aus, nämlich (jeweils ohne "Familien"- oder
"Berufseinsteigerbonus")  

1. "Das Junge Konto" - kostenlos  
2. "… AktivKonto" - 4,99 EUR 
3. "… PlusKonto" - 7,99 EUR  
4. "… BestKonto" - 9,99 EUR.  

In der hieran anschließenden Rubrik "Pfändungsschutzkonto" heißt es
sodann unter anderem:  

"Es wird ein monatlicher Grundpreis von 8,99 EUR berechnet. […] Die
Kontoführung erfolgt grundsätzlich auf Guthabenbasis. […] Die Aus-
gabe einer … Bank Card oder einer Kreditkarte sowie die Nutzung des
Karten- und Dokumentenservices sind nicht möglich. […] Die weiteren
Leistungen entsprechen denen des … AktivKontos und sind der oben
stehenden Übersicht zu entnehmen. Soweit Leistungen des … Aktiv-
Kontos nicht in dessen monatlichem Grundpreis enthalten sind, werden
für diese Leistungen gesondert ausgewiesene Preise auch beim Pfän-
dungsschutzkonto gesondert berechnet."  

Der Kläger beanstandet diese Regelungen zum P-Konto in vierfacher
Hinsicht, nämlich 

– den monatlichen Grundpreis von 8,99 EUR für die Führung des P-Kontos, 
– die Bestimmung über die Kontoführung auf Guthabenbasis, 
– die Klausel, wonach beim P-Konto die Ausgabe einer … Bank Card

oder einer Kreditkarte sowie die Nutzung des Karten- und Doku-
mentenservices nicht möglich ist, sowie 

– die beim P-Konto vorgesehene gesonderte Bepreisung von Leistungen,
die nicht im monatlichen Grundpreis des … AktivKontos enthalten sind.  

Das Landgericht hat die Unterlassungsklage abgewiesen, das Beru-
fungsgericht hat ihr in vollem Umfang stattgegeben. Die hiergegen ge-
richtete Revision der beklagten Bank hat der Bundesgerichtshof
zurückgewiesen. Alle vier streitigen Regelungen benachteiligen die Kun-
den der Beklagten entgegen den Geboten von Treu und Glauben un-
angemessen und sind daher gemäß § 307 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 1
BGB* unwirksam. 
Die Entgeltklausel über den monatlichen Grundpreis von 8,99 EUR un-
terliegt, wie  das Berufungsgericht - inhaltlich übereinstimmend mit den
eingangs genannten Urteilen des Bundesgerichtshofs vom 13. Novem-
ber 2012 (XI ZR 500/11 und XI ZR 145/12) - zutreffend angenommen
hat, nach § 307 Abs. 3 Satz 1 BGB* der Inhaltskontrolle. Es handelt sich
nicht um eine kontrollfreie Preisabrede, weil das P-Konto keine beson-
dere Kontoart mit selbständigen Hauptleistungspflichten darstellt, son-
dern ein herkömmliches Girokonto ist, das aufgrund einer den
Girovertrag ergänzenden Vereinbarung zwischen dem Kreditinstitut und
dem Kunden "als Pfändungsschutzkonto geführt" wird (§ 850k Abs. 7
ZPO**). Die Führung eines P-Kontos stellt auch keine zusätzliche, recht-
lich nicht geregelte Sonderleistung der Bank dar; diese erfüllt vielmehr
eine ihr durch § 850k Abs. 7 ZPO auferlegte gesetzliche Pflicht.  

Der danach eröffneten Inhaltskontrolle hält die angegriffene Entgelt-
klausel nicht stand, weil die Berechnung eines zusätzlichen Entgelts für
die Führung des Girokontos als P-Konto - hier in Gestalt eines insbe-
sondere gegenüber dem … AktivKonto um 4 EUR höheren monatlichen
Grundpreises - mit wesentlichen Grundgedanken von § 850k Abs. 7
ZPO nicht zu vereinbaren ist. Das hat das Berufungsgericht ebenfalls in
Übereinstimmung mit den Urteilen des Bundesgerichtshofs vom 13. No-
vember 2012 (XI ZR 500/11 und XI ZR 145/12) entschieden. Danach
muss ein P-Konto zwar weder kostenlos noch zwangsläufig zum Preis
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des günstigsten Kontomodells des betreffenden Kreditinstituts geführt
werden. Der Aufwand für die Kontoführung, zu der das Kreditinstitut
gesetzlich verpflichtet ist, darf aber nach dem Willen des Gesetzgebers
nicht durch ein zusätzliches Entgelt gegenüber einem normalen Giro-
konto mit entsprechenden Leistungen auf den Kunden abgewälzt wer-
den.  Das ist jedoch bei der hier streitigen Klausel sowohl im Vergleich
zum … AktivKonto als auch - unter Berücksichtigung der beim P-Konto
gesondert entgeltpflichtigen Leistungen - im Vergleich zu den übrigen
"Kontopaketen" der Fall.  

Die darüber hinaus beanstandeten Klauseln über die Führung des 
P-Kontos auf Guthabenbasis sowie zu der beim P-Konto fehlenden
Möglichkeit der Ausgabe einer … Bank Card oder einer Kreditkarte 
halten ebenfalls nach § 307 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 1 BGB der Inhalts-
kontrolle nicht stand. Sie können bei der gebotenen "kundenfeindlichsten
Auslegung" so verstanden werden, dass bei der Umwandlung eines be-
stehenden Girokontos in ein P-Konto die Berechtigung des Kunden zur
Inanspruchnahme eines mit der Bank vereinbarten Dispositionskredits
bzw. einer Überziehungsmöglichkeit oder zur Nutzung einer ihm zur
Verfügung gestellten Debitkarte oder Kreditkarte automatisch - also
ohne die insoweit von Rechts wegen erforderliche (wirksame) Kündi-
gung der zugrunde liegenden Kreditvereinbarung oder des Karten-
vertrages - entfallen soll. Ein solcher kündigungsunabhängiger "Been-
digungsautomatismus" würde die Kunden der Beklagten ebenfalls 
entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen benach-
teiligen. Im Grundsatz die gleichen Erwägungen führen zur Unwirk-
samkeit auch der Bestimmung über die beim P-Konto fehlende
Möglichkeit der Nutzung des Karten- und Dokumentenservices. Hier soll
ebenfalls, soweit der Kunde aufgrund des von ihm bislang gewählten
"Kontopakets" zur Inanspruchnahme dieser Leistung berechtigt war,
anlässlich der Umwandlung in ein P-Konto der mit dem Kunden verein-
barte Vertragsinhalt automatisch zum Nachteil des Kontoinhabers ver-
ändert werden. 

Die Klausel über die dem … AktivKonto entsprechende gesonderte 
Berechnung von Leistungen schließlich ist unwirksam, weil sie für Inha-
ber anderer "Kontopakete" wiederum in unzulässiger Weise die Be-
rechnung eines zusätzlichen Entgelts für die Führung des Girokontos als
P-Konto zur Folge hat. 

Urteil vom 16. Juli 2013 - XI ZR 260/12 

OLG Frankfurt am Main - Urteil vom 6. Juni 2012 - 19 U 13/12 
LG Frankfurt am Main - Urteil vom 15. Dezember 2011 - 2-10 O 148/11  

Karlsruhe, den 16. Juli 2013  

* § 307 BGB  

Inhaltskontrolle  

(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirk-
sam, wenn sie den Vertragspartner des Verwenders entgegen den Ge-
boten von Treu und Glauben unangemessen benachteiligen. Eine
unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben, dass
die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.  
(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen,
wenn eine Bestimmung  
1.  
mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der
abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist oder  
2.  
wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrags
ergeben, so einschränkt, dass die Erreichung des Vertragszwecks ge-
fährdet ist.  
(3) Die Absätze 1 und 2 sowie die §§ 308 und 309 gelten nur für 

Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen, durch die von
Rechtsvorschriften abweichende oder diese ergänzende Regelungen 
vereinbart werden. Andere Bestimmungen können nach Absatz 1 Satz
2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 unwirksam sein.  

** § 850k ZPO (Auszug)  

Pfändungsschutzkonto  

(1) …  
(7) In einem der Führung eines Girokontos zugrunde liegenden Vertrag
können der Kunde, der eine natürliche Person ist, oder dessen gesetzli-
cher Vertreter und das Kreditinstitut vereinbaren, dass das Girokonto als
Pfändungsschutzkonto geführt wird. Der Kunde kann jederzeit verlan-
gen, dass das Kreditinstitut sein Girokonto als Pfändungsschutzkonto
führt. Ist das Guthaben des Girokontos bereits gepfändet worden, so
kann der Schuldner die Führung als Pfändungsschutzkonto zum Beginn
des vierten auf seine Erklärung folgenden Geschäftstages verlangen.  
(8) …  

(Quelle: BGH, PM Nr. 123/2013 vom 16.07.2013)

BGH: Detektivkosten im Unterhaltsrechtsstreit

Der u.a. für Familiensachen zuständige XII. Zivilsenat des Bundesge-
richtshofs hatte die Frage zu beantworten, ob Detektivkosten für die 
Erstellung eines umfassenden Bewegungsprofils des geschiedenen Ehe-
gatten im Rahmen eines Unterhaltsrechtsstreits erstattungsfähig sind. 

Der Kläger war rechtskräftig zur Zahlung nachehelichen Unterhalts 
verurteilt worden. In jenem Verfahren hatte die Beklagte als Unter-
haltsberechtigte geltend gemacht, ihre Beziehung zu einem andern
Mann sei beendet. Später hatte sie die Beziehung jedoch fortgesetzt. 

Zur Vorbereitung einer Abänderungsklage hatte der Kläger einen 
Detektiv mit der Feststellung beauftragt, ob die Beklagte eine verfestigte
Lebensgemeinschaft i.S.v. § 1579 Nr. 2 BGB unterhalte. Der Detektiv
überwachte die Fahrten der Beklagten mit einem an ihrem Fahrzeug
heimlich angebrachten GPS-Sender. 

Nachdem die Beklagte vorprozessual die Voraussetzungen für einen
Wegfall ihres Unterhaltsanspruchs verneint hatte, erkannte sie im an-
schließenden Abänderungsverfahren den Antrag des Klägers auf Weg-
fall seiner Unterhaltspflicht an. In dem Anerkenntnisurteil wurden ihr
die Kosten des Verfahrens auferlegt.  

Im nachfolgenden Kostenfestsetzungsverfahren stritten die Parteien
darum, ob auch die Detektivkosten des Klägers von der Beklagten zu 
erstatten sind. Das Oberlandesgericht hat dies abgelehnt; der Bundes-
gerichtshof hat die vom Oberlandesgericht zugelassene Rechts-
beschwerde zurückgewiesen. 

Zu den Prozesskosten, die auf der Grundlage der Kostengrundent-
scheidung festgesetzt werden können, zählen nicht nur die durch Ein-
leitung und Führung eines Rechtsstreits ausgelösten Kosten, sondern
auch solche Kosten, die durch rechtmäßige Maßnahmen zur Vorberei-
tung eines bevorstehenden Verfahrens ausgelöst werden. Dazu können
auch Detektivkosten gehören, wenn sie auf der Grundlage eines kon-
kreten Verdachts zur Durchsetzung des Rechts notwendig waren, sich in
angemessenem Verhältnis zur Bedeutung des Streitgegenstandes halten
und die erstrebte Feststellung nicht einfacher oder billiger zu erzielen
war. Das gilt grundsätzlich auch für die Ermittlung von Indiztatsachen für
eine vom Unterhaltsberechtigten bestrittene verfestigte Lebensgemein-
schaft. 
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Die unterliegende Partei hat die Kosten des Rechtsstreits allerdings nur in-
soweit zu tragen, als sie zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung not-
wendig waren. Das ist bei Kosten zur Beschaffung von Beweismitteln nur
dann der Fall, wenn diese im Rechtsstreit verwertet werden dürfen. Daran
fehlt es bei einem durch GPS-Sender erstellten umfassenden personen-
bezogenen Bewegungsprofil. Denn die Feststellung, Speicherung und Ver-
wendung greift in unzulässiger Weise in das durch Art. 2 Abs. 1 i.V.m.
Art. 1 Abs. 1 GG verbürgte Recht auf informationelle Selbstbestimmung
ein. Ein solcher Eingriff kann zwar durch die Wahrnehmung überwiegen-
der schutzwürdiger Interessen der Allgemeinheit unter Beachtung des
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit, etwa im Rahmen des § 100 h Abs.
1 Satz 1 Nr. 2 StPO, gerechtfertigt sein (vgl. insoweit auch BGH Urteil vom
4. Juni 2013 – 1 StR 32/13 – zur Veröffentlichung bestimmt).  

Da im vorliegenden Fall mit einer punktuellen persönlichen Beobach-
tung ein milderes geeignetes Mittel zum Nachweis einer verfestigten 
Lebensgemeinschaft zur Verfügung gestanden hätte, stellt sich die
durchgeführte Überwachung mittels GPS-Systems aber als unverhält-
nismäßiger Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht der Beklag-
ten dar, der einer Erstattungspflicht der Kosten entgegensteht. 

Die maßgebliche Norm lautet wie folgt:  
§ 1579 BGB (Beschränkung oder Versagung des Unterhalts wegen
grober Unbilligkeit)  

Ein Unterhaltsanspruch ist zu versagen, herabzusetzen oder zeitlich zu
begrenzen, soweit die Inanspruchnahme des Verpflichteten auch unter
Wahrung der Belange eines dem Berechtigten zur Pflege oder Erziehung
anvertrauten gemeinschaftlichen Kindes grob unbillig wäre, weil 

1. … 

2. der Berechtigte in einer verfestigten Lebensgemeinschaft lebt, 
… 

Beschluss vom 15. Mai 2013 - XII ZB 107/08  

AG Oldenburg – 6 F 2354/07 – Beschluss vom 15. April 2008  
OLG Oldenburg – 13 WF 93/08 – Beschluss vom 20. Mai 2008

(Quelle: BGH, PM Nr. 121/2013 vom 12.07.2013)

Aus dem Bundesminis terium
der Justiz

Gesetz zur Stärkung der Rechte des leiblichen, 
nicht rechtlichen Vaters, in Kraft getreten

Die Stärkung der Väterrechte ist seit dem 13. Juli 2013 Realität. Endlich
haben leibliche Väter, die ein ernsthaftes Interesse an ihrem Kind haben,
die Möglichkeit, Kontakt zu ihrem Kind zu pflegen und Informationen
über ihr Kind zu erhalten. Hat ein Kind neben seinem rechtlichen Vater
noch einen leiblichen Vater, der Interesse an ihm zeigt, so kann es für das
Kind gut und förderlich sein, auch zum leiblichen Vater Kontakt zu
haben. Wichtig dabei ist, dass die Neuregelung die berechtigten Inter-
essen der leiblichen Väter dem Wohl des Kindes unterordnet, das stets
im Mittelpunkt jeder Entscheidung steht.

Bisher konnte ein leiblicher, nicht rechtlicher Vater ein Umgangsrecht
mit seinem Kind nur dann beanspruchen, wenn er bereits eine enge
persönliche Beziehung zu seinem Kind aufbauen konnte. Dies war für

den leiblichen Vater jedoch nicht möglich, wenn die rechtlichen Eltern
des Kindes den Kontakt nicht zuließen. In diesem Fall blieb der leibliche
Vater kategorisch vom Umgangsrecht ausgeschlossen. Dabei wurde
nicht berücksichtigt, ob der Kontakt zum leiblichen Vater für das Kind
im konkreten Fall gut und förderlich wäre. 

Die neue Regelung im Bürgerlichen Gesetzbuch stellt das Kindeswohl
ganz eindeutig in den Mittelpunkt. Ein Umgangsrecht des leiblichen Va-
ters kann nun auch dann in Betracht kommen, wenn noch keine enge
Beziehung zu dem Kind besteht. Entscheidend ist, ob der leibliche Vater
ein ernsthaftes Interesse an seinem Kind gezeigt hat und ob der Um-
gang mit dem leiblichen Vater dem Kindeswohl dient. 

Bei alledem aber gilt: Ein Kind benötigt die Sicherheit und die Stabilität
seiner sozialen Familie und darf hierin nicht unnötig verunsichert 
werden. Das Umgangsrecht des leiblichen Vaters ist deshalb zu Recht an
hohe Hürden geknüpft worden. Ein Antrag auf Umgang ist nur zu-
lässig, wenn der leibliche Vater an Eides statt versichert, dass er der 
Mutter während der Empfängniszeit beigewohnt hat. Ein Umgangsrecht
kommt zudem nur in Betracht, wenn der leibliche Vater ein ernsthaftes
Interesse an seinem Kind gezeigt hat. Ein Umgang kann nur gewährt
werden, wenn der Umgang dem Kindeswohl dient. Damit wird den 
berechtigten Interessen leiblicher Väter Rechnung getragen, gleichzeitig
aber dem Wohl des Kindes oberste Priorität eingeräumt. 

Neben dem Recht auf Umgang erhalten leibliche Väter künftig auch das
Recht, Auskunft über die persönlichen Verhältnisses des Kindes zu ver-
langen, soweit das dem Wohl des Kindes nicht widerspricht. 

Zusammen mit dem neuen Sorgerecht, das am 19. Mai 2013 in Kraft ge-
treten ist, rundet die Neuregelung zum Umgangsrecht die Stärkung der
Rechte von Vätern ab.

Zum Hintergrund:

Dem leiblichen Vater eines Kindes, der mit der Mutter des Kindes nicht ver-
heiratet ist und auch nicht die Vaterschaft anerkannt hat, stand nach der
bisher geltenden Regelung ein Umgangsrecht gemäß § 1685 Absatz 2 in
Verbindung mit Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) nur zu, wenn
er eine enge Bezugsperson des Kindes war, für das Kind tatsächlich Ver-
antwortung trug oder getragen hatte (sozial-familiäre Beziehung) und der
Umgang dem Kindeswohl diente. Hat das Kind bereits einen rechtlichen
Vater und konnte der leibliche Vater zu seinem Kind keine Beziehung auf-
bauen, so blieb ihm der Kontakt zum Kind bisher verwehrt. 

Dies galt unabhängig davon, aus welchen Gründen keine Beziehung zum
Kind aufgebaut wurde, also auch dann, wenn der leibliche Vater bereit
war, für das Kind Verantwortung zu übernehmen, und ihm dies allein auf-
grund der Weigerung der rechtlichen Eltern nicht möglich war. Zudem
blieb der Kontakt zum Kind ohne Rücksicht darauf verwehrt, ob der Um-
gang mit dem leiblichen Vater dem Wohl des Kindes diente. 

Ein leiblicher, nicht rechtlicher Vater hatte darüber hinaus bisher auch kein
Recht, Auskunft über die persönlichen Verhältnisse des Kindes zu verlan-
gen. Nach § 1686 Satz 1 BGB kann jeder Elternteil vom anderen Eltern-
teil bei berechtigtem Interesse Auskunft über die persönlichen Verhältnisse
des Kindes verlangen, soweit dies dem Wohl des Kindes nicht wider-
spricht. Der Auskunftsanspruch nach § 1686 BGB steht jedoch nur den El-
tern im rechtlichen Sinne zu, nicht aber dem nur leiblichen Vater.

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat in zwei Entschei-
dungen beanstandet, dass dem leiblichen Vater eines Kindes ein Umgangs-
und Auskunftsrecht ohne Prüfung des Kindeswohlinteresses im Einzelfall
vorenthalten wird. Die Rechtsposition der leiblichen, nicht rechtlichen Väter
soll daher gestärkt werden. Das Gesetz zur Stärkung der Rechte des leibli-
chen, nicht rechtlichen Vaters sieht zu diesem Zweck Folgendes vor: 
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Hat der leibliche Vater ernsthaftes Interesse an dem Kind gezeigt, erhält
er ein Recht auf Umgang mit dem Kind, wenn der Umgang dem Kin-
deswohl dient. Das gilt unabhängig davon, ob er zum Kind bereits eine
sozial-familiäre Beziehung hat. 

Zudem wird dem leiblichen Vater bei berechtigtem Interesse ein Recht
auf Auskunft über die persönlichen Verhältnisse des Kindes eingeräumt,
soweit dies dem Wohl des Kindes nicht widerspricht. 

Voraussetzung des Umgangs- und Auskunftsrechts ist, dass der An-
tragsteller auch wirklich der leibliche Vater ist. Die leibliche Vaterschaft
ist dabei im Rahmen des Umgangs- oder Auskunftsverfahrens zu prüfen
und gegebenenfalls über eine Beweiserhebung zu klären. Zur Feststel-
lung der biologischen Vaterschaft ist flankierend vorgesehen, dass unter
bestimmten Voraussetzungen Abstammungsuntersuchungen geduldet
werden müssen. Damit soll die Mutter des Kindes oder eine sonstige
Person den Anspruch des leiblichen Vaters nicht vereiteln können, indem
sie die erforderlichen Untersuchungen zur Abstammung verweigert.

(Quelle: PM BMJ vom 12.07.2013)

Aus dem Minis terium der Justiz
und für Verbraucherschutz

Digitaler Nachlass

Immer mehr Menschen nutzen das Internet. Nach neuesten Erhebungen
sind gut 75 % der über 14- Jährigen online. Mittlerweile dient das 
Internet nicht mehr nur der Suche nach Informationen. Zunehmend wer-
den soziale Netzwerke und andere Online-Plattformen genutzt, bei
denen eine Vielzahl persönlicher Daten preisgegeben werden. Was aber
passiert mit den Daten, wenn der Nutzer verstirbt? 

Bayerns Verbraucherschutzministerin Dr. Beate Merk rät den Verbrau-
chern zur Errichtung einer digitalen Vorsorgevollmacht. Merk: "Mehr
als drei Viertel der Verbraucher in Deutschland nutzen bereits das Inter-
net - und geben dabei freiwillig immer mehr Daten von sich preis. Es
werden Profile angelegt, Blogs, Homepages und E-Mail-Accounts ein-
gerichtet, Bewertungen abgegeben, Fotoalben hochgeladen und Emp-
fehlungen ausgesprochen. Am besten regelt man schon zu Lebzeiten
mit einer digitalen Vorsorgevollmacht, wer einmal zu welchen Profilen
und Konten Zugang bekommen soll und welche Daten wie lange 
öffentlich zugänglich bleiben sollen." In dieser Vollmacht sollten die
Konten und Profile aufgelistet sein. Und da an dieser Stelle auch die
Zugangsdaten nicht fehlen dürfen, sollte diese Vollmacht an einem 
sicheren Ort - am besten bei einem Notar - hinterlegt werden.

In jedem Fall sollten die Erben den digitalen Nachlass sichten. Merk: „Nicht
nur Besitztümer, Immobilien, laufende Verträge oder Vereinsmitglied-
schaften gehen auf die Erben über, sondern auch digitale Rechte und
Pflichten. Die Erben sollten so schnell wie möglich ermitteln, 
welche Daten und Profile des Verstorbenen im Netz vorhanden sind. Der
Schutz dieser Daten endet mit dem Tod, eingegangene Verpflichtungen
aber nicht. Wichtig ist deshalb eine unmittelbare Reaktion, d.h. die Daten
und Profile sollten gelöscht oder auf ein Minimum reduziert werden, be-
stehende Verträge sollten gekündigt oder umgeschrieben werden.“

Weitere Informationen und Tipps zur digitalen Vorsorgemacht und 
zum Umgang mit den Daten Verstorbener sind im Verbraucherportal
VIS Bayern unter http://www.vis.bayern.de/daten_medien/medien/
digitalernachlass.htm abrufbar.

Verbraucherschutzministerin Merk warnt vor vorge-
täuschten Rechnungen und Mahnungen per Spam-Mail

(PM Nr. 178/13 vom 08. Juli 2013)

Bayerns Verbraucherschutzministerin Dr. Beate Merk warnt vor vor-
getäuschten Rechnungen und Mahnungen, die die Verbraucher aktuell
gehäuft per Spam-Mail erhalten. Merk: „Die Täter erfinden massenhaft
Forderungen und machen diese per E-Mail geltend. Die Adressen haben
sie sich meist auf unlauteren Wegen besorgt; selbst vor dienstlichen 
E-Mail-Adressen wird kein Halt gemacht.“ Die Falle für den Verbraucher
besteht darin, dass der Text der Mail nicht das konkrete Geschäft, für das
gezahlt werden soll, benennt. So müsste der Empfänger eigentlich den
mitgeschickten zip-Anhang öffnen, um zu erfahren, für was er da zah-
len soll. Dabei versteckt sich im Anhang oft Schadsoftware. „Damit
können die Täter die persönlichen Daten auf den Rechner ausspähen
und für weitere Straftaten auf Kosten des Verbrauchers benutzen“, so
Merk. „Die Täter spekulieren aber oft auch darauf, dass die Empfänger
die relativ niedrigen Beträge ohne nähere Prüfung zahlen.“

Die Ministerin weiter: „Besonders verwerflich finde ich, dass die Täter als
angebliche Leistungserbringer reale Unternehmen nennen, die aber
tatsächlich gar nichts mit der Sache zu tun haben. Zum Beispiel werden
bekannte Versandhäuser oder Verkäufer von Virenschutzprogrammen
als angebliche Forderungsinhaber genannt, um damit den Empfängern
Seriosität vorzuspiegeln. Täter sind aber ganz andere.“

Merk gibt den Verbrauchern folgende Hinweise: „Wenn man keinen
Vertrag geschlossen hat, sollte man sich auch nicht von Drohungen von
Inkassobüros einschüchtern lassen und standhaft bleiben. Keinesfalls
sollte man den Anhang von verdächtigen E-Mails anklicken! Bei Zwei-
feln an der Berechtigung der Forderung kann man - statt an den Ab-
sender direkt zu antworten - die als Leistungserbringer genannte Firma
unter der offiziellen Adresse anschreiben und um Erklärung der angeb-
lichen Forderung bitten. Oft erledigt sich die Angelegenheit dann, weil
die Firmen von gar nichts wissen. Außerdem steht es jedem frei, Straf-
anzeige zu erstatten oder die Verbraucherverbände zu informieren.“

Personalia

Bayerischer Verdienstorden für Renate Maltry

Im Rahmen einer Feierstunde im Antiquarium der Residenz in München
erhielt Kollegin Renate Maltry am 3. Juli den Bayerischen Verdienstorden
aus den Händen des  Bayerischen Ministerpräsidenten Horst Seehofer. Mit
ihr wurden insgesamt 50 Persönlichkeiten für ihre hervorragenden Ver-
dienste um den Freistaat Bayern und das bayerische Volk ausgezeichnet.

Fortsetzung nächste Seite

Fotos: Bayerische Staatskanzlei 
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Renate Maltry wurde für ihr Engagement für den deutschen Juristin-
nenbund, beim Verein TuSch – Trennung und Scheidung  e.V., deren
Gründerin und erste Vorsitzende sie ist, und der Genossenschaft „Frauen
Wohnen“ ausgezeichnet.

Die ehemalige Vizepräsidentin des Dt. Juristinnenbundes e.V war u.a.
von 2002 bis 2005 Vorsitzende der djb-Regionalgruppe München/ Süd-
bayern und von 2003 bis 2011 Mitglied des Bundesvorstands, ab 2005
als Vizepräsidentin. Als eine der ersten im djb-Projekt „Aktionärinnen
fordern Gleichberechtigung“ besuchte sie 2009 Hauptversammlungen
börsennotierter Unternehmen, um an Aufsichtsräte und Vorstände Fra-
gen zur Gleichstellung von Frauen und Männern zu stellen. Seit 2011
gehört sie der Kommission „Zivil-, Familien- und Erbrecht, Recht ande-
rer Lebensgemeinschaften“ an und leitet die Fachgruppe Erbrecht.

Die Zahl der Persönlichkeiten, denen der Bayerische Verdienstorden seit
seiner Gründung vor 56 Jahren verliehen worden ist, erhöht sich 
auf insgesamt 5352. Nach der Verleihung am 3. Juli 2013 gibt es 1752 
lebende Träger. Ihre Zahl ist auf 2000 beschränkt. 

Amtswechsel bei der Staatsanwaltschaft München II

Hajo Tacke folgt auf Eduard Mayer 

Der Amtschef des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz und für Ver-
braucherschutz, Ministerialdirektor Dr. Walter Schön, hat am 24.07.2013
den Amtswechsel bei der Staatsanwaltschaft München II vollzogen. Er
verabschiedete Eduard Mayer in den Ruhestand und führte zugleich Hajo
Tacke in das Amts des Leitenden Oberstaatsanwalts bei der Staatsan-
waltschaft München II ein.

Eduard Mayer (64 Jahre) begann seine Tätigkeit bei der bayerischen 
Justiz im November 1978 als Richter am Amtsgericht München, an das 
er nach einer fast vierjährigen Tätigkeit bei der Staatsanwaltschaft 
München I im September 1984 zurückkehrte. Im weiteren Verlauf seiner
beruflichen Laufbahn wirkte er als Staatsanwalt, als Gruppenleiter und als
Oberstaatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft München I, als aufsichts-
führender Richter am Amtsgericht München, als ständiger Vertreter des
Leitenden Oberstaatsanwalts bei der Staatsanwaltschaft München II und
als Vizepräsident des Amtsgerichts München. Das Amt des Leitenden

Von links: Dr. Stephan Kopp, Hauptgeschäftsführer 
der RAK München, Renate Maltry, Ramona Pisal

Oberstaatsanwalts bei der Staatsanwaltschaft München II hatte er seit
September 2009 inne. In seine Amtszeit fiel auch der schreckliche Mord
eines Staatsanwaltes der Staatsanwaltschaft München II beim Amtsge-
richt Dachau. Dr. Schön dankte Herrn Mayer für die Umsicht und Für-
sorge, mit der er in diesen Tagen agiert hat: „Niemand wünscht sich solche
Herausforderungen. Aber in solchen Herausforderungen wünschte ich
mir immer die menschlichen Qualitäten, die Sie bewiesen haben.“

Hajo Tacke (55 Jahre) begann seine Justizkarriere im Februar 1987 als
Staatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft München II. Ab Januar 1991 war
er als Richter am Amtsgericht in Wolfratshausen und Garmisch-Parten-
kirchen eingesetzt. Es folgten Stationen als Staatsanwalt, als Gruppen-
leiter und als Oberstaatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft München I.
Nach einer dreijährigen Tätigkeit als aufsichtsführender Richter am Amts-
gericht München wurde er im Mai 2008 zum ständiger Vertreter des 
Leitenden Oberstaatsanwalts bei der Staatsanwaltschaft München I 
befördert. Mit Wirkung zum 1. August 2013 wurde er zum Leitenden
Oberstaatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft München II bestellt.
„Mit seinen vielseitigen Fähigkeiten, seinem außerordentlichen Enga-
gement und vorbildlichen Pflichtbewusstsein hat sich Eduard Mayer bei
der Staatsanwaltschaft München II höchste Achtung und Sympathie 
erworben. Er hinterlässt eine große Lücke“, so Dr. Schön. „Ich bin mir 
sicher, dass Hajo Tacke diese Lücke mit großem Erfolg schließen wird.“
(Quelle: Bayer. Stamin. der Justiz und für Verbraucherschutz, 24. Juli
2013 - Pressemitteilung Nr. 196/13)

Kuriosa

Der Fehler steckt im Etikett (bzw. die Fehler...)

Eingesandt von RAin Petra Heinicke, sie hat vier gefunden.

Nützliches und Hilfreiches
- Termine, Broschüren, Ratgeber, Internetadressen 

e-Justice Symposium Frankfurt
- Fit für den Elektronischen Rechtsverkehr -

Freitag, 20. September 2013, 9.30 bis 17.30 Uhr
in der Universität Frankfurt am Main
Campus Westend – Hauptgebäude -

Ab 2016 sollen alle Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte über sichere
elektronische Postfächer, die die BRAK einrichten wird, für Gerichte elek-
tronisch erreichbar sein. Ab 2018 sollen die deutschen Gerichte am elek-
tronischen Rechtsverkehr teilnehmen müssen. Spätestens ab 2022 soll die
elektronische Kommunikation zwischen Anwaltschaft und Justiz verpflich-
tend sein.
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Die Rechtsanwalts- und Notarkammern Frankfurt a.M. und Kassel sowie
der Landesverband Hessen im Deutschen AnwaltVerein e.V. laden Sie
daher gemeinsam ein zum e-Justice Symposium Frankfurt - Fit für den
Elektronischen Rechtsverkehr .

In verschiedenen Räumen erwarten Sie Vorträge, ein „elektronischer 
Justiz-Spielplatz“ sowie praktische Tipps und Präsentationen zur elek-
tronischen Büro-Ausstattung. Erstmalig wird die Möglichkeit geboten,
die elektronische Kommunikation mit Gerichten am PC selber zu testen
und sich bei unseren Ausstellern über die hierfür bereits entwickelten
Produkte hautnah zu informieren.

Weitere Informationen finden Sie unter http://www.anwaltsverband-
hessen.de/medien/pdf/Einladung%20zum%20e-Justice%20 Symsium.pdf

BFH-Rechtsprechung zum Steuerrecht

Der Landesverband der steuerberatenden und wirtschaftsprüfenden 
Berufe in Bayern e.V. bietet ab Oktober die Seminarreihe „Aktuelle BFH-
Rechtsprechung 2013/2014 – Urteilsdiskussion mit Bundesrichtern“.

Ein Flyer mit weiteren Informationen und Terminen ist in der Geschäfts-
stelle im Justizpalast, Prielmayerstr. 7, Zi. 63 erhältlich oder auf der 
Homepage der LSWB unter: http://www.lswb.de/seminare/.

13. Oktober 2013 – 28. München Marathon

6. Anwaltswertung im MAV

Am 13. Oktober 2013 findet der 28. München Marathon statt. Für die
Anwaltswertung melden Sie sich bitte wieder direkt beim Veranstalter
„runabout“ unter www.muenchenmarathon.de bzw. unter https://portal.
mikatiming.de/ runabout/muenchenmarathon/2013/starter/de/ an und
senden Sie uns bitte die Kopie Ihrer Anmeldebestätigung an die 
MAV-Geschäftsstelle.

Münchener Anwaltverein e.V.
Prielmayerstr. 7, 80335 München
Fax: 089 – 5502 7006, eMail: info@muenchener.anwaltverein.de

Die MAV-Siegerehrung wird in gewohnter Weise bei unserer Mitglieder-
versammlung im Herbst stattfinden. Der genaue Termin wird rechtzeitig in
den Mitteilungen bekannt gegeben. Weitere Informationen finden Sie
unter www.muenchenmarathon.de.

Verkehrsanwälte Info

4. Deutscher Oldtimerrechtstag 
am 12. bis 14. September 2013
im Abacco Hotel, Korntal-Münchingen  

Der 4. Deutsche Oldtimerrechtstag findet vom 12. bis 14. September 2013
in Korntal-Münchingen bei Stuttgart statt. Hier werden aktuelle Rechts-
fragen rund um Oldtimer unter der Leitung des Heidelberger Oldtimeran-

walts Michael Eckert diskutiert. Nähere Einzelheiten finden sich unter 
www.oldtimer-rechtstag.de.

Weitere Auskünfte erteilen Marko Böhme (boehme@anwaltakademie.de)
oder Rechtsanwalt Michael Eckert (eckert@oldtimeranwalt.de). 

Teilnehmer, die mit einem Oldtimer anreisen, zahlen nur eine ermäßigte
Teilnehmergebühr. 

Ersatz der Sachverständigenkosten in
voller Höhe – wirtschaftlicher Totalschaden

Das AG Schleiden kommt in seinem Urteil vom 03.04.2013 – Az.: 10
C 181/12 – zu dem Ergebnis, dass die Kosten für ein
Sachverständigengutachten nach den Honorartabellen des BVSK abge-
rechnet werden dürfen. Die BVSK-Honorartabelle 2010/2011 stellt
nach Ansicht des AG Schleiden eine taugliche Schätzgrundlage zur
Ermittlung der üblichen Vergütung gemäß § 287 ZPO dar.
Anhaltspunkte, dass die Honorarempfehlung des BVSK die rechtlich
zulässige Preisgestaltung überschreitet, bestehen für das Gericht nicht.
Auch Nebenkosten in Gestalt von Fahrkosten, Kosten für Telefon und
Porto, Foto-, Kopier- und Schreibkosten sind zu ersetzen, da die
Grundvergütung den Arbeitsaufwand des Sachverständigen aus-
gleicht, nicht aber die weiter anfallenden Kosten. Auch die
Nebenkosten können auf Grundlage der BVSK-Honorarempfehlung
2010/2011 abgerechnet werden. Nach Ansicht des AG Schleiden wird
der Versicherer durch die Anwendung dieser Grundsätze nicht rechtlos
gestellt. Er kann sich nach § 255 BGB mögliche Ersatzansprüche des
Geschädigten gegen den Sachverständigen auf Rückzahlung eines
überhöhten Honorars aus § 812 BGB - etwa i.V.m. §§ 138, 307 ff, 315
oder 632 Abs. 2 BGB – abtreten lassen und im Wege der Aufrechnung
geltend machen. Das AG Schleiden weist darauf hin, dass die Höhe des
Grundhonorars bei einem sog. wirtschaftlichen Totalschaden unter
Zugrundelegung des Wiederbeschaffungswerts festzulegen ist.

Nähere Einzelheiten können dem ausführlich begründeten Urteil ent-
nommen werden. 

http://www.verkehrsanwaelte.de/news/news_2013_10_2.pdf 

4. BVSK-Honorarbefragung 2011 ist dem Honorartableau
der HUK-Coburg vorzuziehen – “unechter“ Totalschaden

Das AG Kerpen vertritt in seinem Urteil vom 13.02.2013 – Az.: 110 C
158/12 – die Auffassung, dass das Gericht den erforderlichen Betrag
für ein Sachverständigengutachten gemäß § 287 ZPO schätzen kann.
Dabei kann es seiner Auffassung nach geeignete Listen und Tabellen
zur Schadensschätzung heranziehen. Das AG Kerpen legt die
Berechnungen der BVSK-Honorarbefragung 2011 zugrunde und
schließt sich der Meinung an, dass das Honorartableau HUK-Coburg
vom 01.11.2011 unbrauchbar ist. Eine Erhebung bedarf nicht der
Befragung sämtlicher Mitglieder, ein repräsentativer Anteil an Angaben
von tatsächlich in Rechnung gestellten Forderungen genügt. An der
Befragung des BVSK 2011 nahmen über 90 % der Mitglieder der BVSK
teil. Eine Absprache zwischen dem BVSK und einzelnen Versicherern,
die ausdrücklich keine verbindliche Preisempfehlung für
Sachverständige darstellt, kann kein Maßstab für die Bemessung der
Erforderlichkeit eines Honorars sein, weil nicht auszuschließen ist, dass
die Versicherer zu ihren Gunsten Einfluss auf niedrigere Sätze genom-
men haben. Die ursprüngliche Befragung der HUK-Coburg/Bruderhilfe
basiert auf einer Besprechung, die nach Aussage des Geschäftsführers
des BVSK in erster Linie als ein Prüfungsmaßstab für die Mitarbeiter der
Versicherungen bei der Überprüfung von Sachverständigenkosten auf
ihre Angemessenheit hin dienen sollte. Aus der Bereitschaft einzelner



Nachrichten | Beiträge

20 |

MAV-Mitteilungen August/September 2013

Versicherungen, bestimmte Pauschalhonorare zu zahlen, lassen sich
aber keine Rückschlüsse auf die Ortsüblichkeit eines Honorars ziehen.
Eine Sonderkondition stellt keinen ortsüblichen Preis dar.

Der Geschädigte kann auch pauschaliert und beziffert Nebenkosten
geltend machen. Das AG Kerpen weist darauf hin, dass bei einem
„unechten“ Totalschaden das Grundhonorar des Sachverständigen am
Wiederbeschaffungswert zu bemessen ist. 

http://www.verkehrsanwaelte.de/news/news_2013_10_3.pdf 

Kein vorwerfbarer Abstandsverstoß, wenn
Abstandsunterschreitung nur auf einer Strecke 
von 110 bis 120 m festgestellt werden konnte

Das AG Lüdinghausen hat durch Urteil vom 28.01.2013 – 19 OWi-89
Js 1772/12 – 216/12 – entschieden, dass dann, wenn die Dauer der
Abstandsunterschreitung nur einen Streckenumfang von feststellbaren
110 bis 120 m und nicht die üblicherweise vorgesehene Dauer von 
250 bis 300 m hatte, kein vorwerfbarer Abstandsverstoß festgestellt
werden kann. 
http://www.verkehrsanwaelte.de/news/news_2013_09_p1.pdf

Keine Verpflichtung beschädigtes Fahrzeug für eine
Nachbesichtigung zur Verfügung zu stellen

Das LG Lübeck vertritt in seinem Beschluss vom 19. April 2013 - 16 O
19/12 – die Ansicht, dass sich aus § 119 Abs. 3 VVG für den
Geschädigten keine Pflicht ergibt, das beschädigte Fahrzeug für eine
Nachbesichtigung zur Verfügung zu stellen. Er kann seiner sich aus §
119 Abs. 3 VVG ergebenen Verpflichtung durch Zurverfügungstellung
des Gutachtens des Kfz-Sachverständigen und weiterer Fotografien
nachkommen. Mehr kann von dem Geschädigten, der selbst kein
Fachmann ist, nicht verlangt werden. 

http://www.verkehrsanwaelte.de/news/news_2013_09_p2.pdf 

Ersatz der Rechtsanwaltskosten – 
Angemessenheit einer 1,3-Gebühr

Das AG Münster kommt in seinem Urteil vom 08.05.2013 – 55 C
4095/12 – zu dem Ergebnis, dass der Schädiger dem Geschädigten die
Kosten der Rechtsverfolgung dann zu ersetzen hat, wenn die Haftung
von vornherein nach Grund und Höhe nicht derart klar ist, dass aus
Sicht des Geschädigten kein vernünftiger Zweifel daran bestehen
kann, dass der Schädiger ohne weiteres seiner Ersatzpflicht nachkom-
men wird. Das AG Münster weist darauf hin, dass von einer solchen
Konstellation bei Unfällen im Straßenverkehr nur in absoluten
Ausnahmefällen ausgegangen werden kann. Selbst wenn bei
Verkehrsunfällen von einer eindeutigen Haftung dem Grunde nach
gesprochen werden kann, erfordert jedenfalls die richtige Einschätzung
des ersatzfähigen Schadens der Höhe nach bei Verkehrsunfällen in aller
Regel Kenntnisse, die aus der Sicht des Geschädigten eine rechtskun-
dige Vertretung erforderlich und zweckmäßig erscheinen lassen. Es
besteht eine kaum überschaubare Vielzahl an rechtlichen Problemen,
die in der Rechtsprechung zum Teil unterschiedlich gehandhabt wer-
den und die in der Person eines Geschädigten von vornherein Zweifel
daran erwecken können, dass eine ihm gegenüberstehende
Haftpflichtversicherung ihrer Ersatzpflicht der Höhe nach insgesamt
nachkommen wird. Der Gebührensatz von 1,3 ist nicht zu beanstan-
den, da der Umfang der außergerichtlichen anwaltlichen Tätigkeit
zumindest durchschnittlich war. Der Beklagte musste 3x angeschrieben
werden, ihm musste ein vollständiger Auszug aus der amtlichen

Ermittlungsakte überlassen werden, außerdem musste mit einem vier-
ten Schreiben noch eine Nachforderung bzgl. des
Nutzungsausfallschadens gestellt werden. 

http://www.verkehrsanwaelte.de/news/news_2013_09_p3.pdf 

Die Verbraucherzentrale 
informiert

Schuldenfrei in die Krankenversicherung
Gesetz ermöglicht Neuanfang für Nichtversicherte

Seit dem 1. August 2013 können sich Personen, die bisher keine 
Krankenversicherung hatten, wieder versichern, ohne mit hohen 
Nachforderungen der Krankenkassen rechnen zu müssen. Die Nach-
zahlungen werden allen erlassen, die bis zum 31. Dezember 2013 eine
Krankenversicherung beantragen. Das Gesetz zur Beseitigung sozialer
Überforderung bei Beitragsschulden in der Krankenversicherung gilt für
die gesetzliche und private Krankenversicherung gleichermaßen. „Das
nimmt einen gewaltigen Kostendruck von den Verbrauchern“, sagt 
Stephan Nuding, Krankenversicherungsexperte der Verbraucherzentrale
Bayern. „Bisher musste mit Nachzahlungen von teilweise mehreren 
tausend Euro gerechnet werden. Das schreckte viele ab, einen Antrag
bei einer Krankenversicherung zu stellen.“ 

Hintergrund ist die allgemeine Krankenversicherungspflicht in Deutsch-
land. Sie gilt seit April 2007 bei den gesetzlichen Kassen und seit 2009
in der privaten Krankenversicherung. Wer sich erst später versichert hat,
musste bisher die Beiträge rückwirkend nachzahlen. Diese Nach-
zahlungspflicht fällt nun weg und es werden auch denjenigen die 
Schulden erlassen, die sich bereits wieder versichert haben.

Neues vom DAV

Neue Gebührentabellen zum 2. KostRMoG 
jetzt auch im Excel-Format

Mit dem 2. Kostenrechtsmodernisierungsgesetz wird nun endlich auch
die Rechtsanwaltsvergütung angepasst. Neben zahlreichen strukturellen
Änderungen wurden dabei auch die Gebührentabellen angehoben. Wie
bereits berichtet, erläutert das Anwaltsblatt in vielen Fachaufsätzen in
einer Online-Ausgabe auf 60 Seiten, was das neue Kostenrecht für An-
wältinnen und Anwälte bedeutet. Die Online-Ausgabe ist abrufbar unter
www.anwaltsblatt.de. Auf Anregung aus der Mitgliedschaft stehen den
Mitgliedern des DAV die dort veröffentlichten neuen Gebührentabellen
zur weiteren Verwendung im Büroalltag nun auch im Excel-Format zur
Verfügung. Diese finden Sie hier:
http://www.anwaltverein.de/downloads/Depescheninhalte/Depesche
2013/Tabellen-2KostRMoGneu.xls. 

RVG-Onlineforum.de: Neue Rubrik

Seit dem Inkrafttreten des RVG im Sommer 2004 betreibt der DAV auf sei-
ner Webseite unter www.anwaltsforum.de u. a. das RVG-Onlineforum.
Dort können ausschließlich Mitglieder der Anwaltvereine über aktuelle Fra-
gen zum RVG diskutieren und sich mit Ratschlägen und Anwendungstipps
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gegenseitig Hilfestellung geben. In den DAV-Onlineforen wurden bis heute
über 6.800 Benutzer registriert. Sie haben rund 11.500 Beiträge dort ein-
gestellt. Die Top Ten-Autoren haben sogar jeweils zwischen 240 und 744
Beiträge verfasst. Im RVG Onlineforum des DAV wurde nun gleich an er-
ster Stelle ein neuer Abschnitt eingefügt mit dem Titel „Forum zu den Än-
derungen durch das 2. KostRMoG: Hier können Sie sich über die
Änderungen beim RVG und im RVG-Vergütungsverzeichnis austau-
schen…“. Schauen Sie einfach mal rein:
www.anwaltsforum.de/forum/index.php?c=1 .

Festsetzung der Mindestgebühren gegen den Mandanten:
Verzicht auf weitere Gebühren

Ein Rechtsanwalt, der in dem vereinfachten Verfahren nach § 11 RVG
bei Rahmengebühren die Festsetzung der Mindestgebühren gegen 
seinen Mandanten beantragt, verzichtet auf weitere Gebühren. Der BGH
sieht in einem solchen Antrag auf Festsetzung der Vergütung ein 
Angebot an den Mandanten zum Abschluss eines Erlassvertrages nach
§ 397 Abs. 1 BGB. Der Mandant nähme dieses Angebot an, indem er
die gerichtliche Festsetzung der Gebühren gegen sich akzeptiere. 
Das Anwaltsblatt veröffentlicht das Urteil des XI. Zivilsenats des BGH
vom 4. Juli 2013 (IX ZR 306/12) im Doppelheft 8+9/2013.

BGH: Einwandfrei erkennbar unzuständiges OLG muss 
fristwahrende Maßnahmen ergreifen und Beschwerde-
schrift weiterleiten

Reicht der Beschwerdeführer nach Bewilligung von Verfahrenskosten-
hilfe in einem Familienstreitverfahren mit einem Wiedereinsetzungsge-
such die von ihm unterschriebene, mit einer Begründung versehene und
an das Amtsgericht adressierte Beschwerdeschrift nebst Überstücken
beim Beschwerdegericht ein, so ist dieses im Zweifel gehalten, die Be-
schwerde an das gemäß § 64 Abs. 1 FamFG zuständige Amtsgericht
weiterzuleiten. Dies hat der BGH zur Sicherung einer einheitlichen Recht-
sprechung in einem kürzlich veröffentlichten Leitsatzbeschluss vom 26.
Juni 2013 (AZ: XII ZB 83/13) noch einmal bekräftigt. Die Entscheidung
knüpft damit an den Beschluss desselben Senats vom 17. August 2011
(AZ: XII ZB 50/11) an.

BGH: Zum Betreuer bestellter Rechtsanwalt kann seinen 
Anspruch auf Betreuervergütung an anwaltliche 
Verrechnungsstelle abtreten

Die Abtretung des Anspruchs auf Betreuervergütung durch einen zum
Betreuer bestellten Rechtsanwalt an eine anwaltliche Verrechnungsstelle
verstößt nicht gegen ein gesetzliches Verbot, auch wenn sie ohne Zu-
stimmung des Betroffenen erfolgt. Dies hat der BGH in einem am ver-
gangenen Freitag veröffentlichten Leitsatzbeschluss vom 19. Juni 2013
(AZ: XII ZB 357/11) klargestellt.

Gesetz zur Bestandsdatenauskunft tritt in Kraft 

Das umstrittene und bereits im Vorfeld vom Deutschen Anwaltverein
(DAV) deutlich kritisierte Gesetz zur Änderung des Telekommunika-
tionsgesetzes und zur Neuregelung der Bestandsdatenauskunft ist am 
1. Juli 2013 in Kraft getreten. Der DAV hatte an dem Gesetz bemängelt,
dass der Gesetzgeber die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts un-
vollständig umgesetzt hat, da das Gesetz keinen lückenlosen Richter-
vorbehalt vorsehe und viele Vorschriften zu unbestimmt und
unverhältnismäßig seien. Mit der Erstreckung der Befugnisse zur Da-
tenübermittlung auf die Gefahrenvorsorge gehe der Entwurf sogar über
den teilweise verfassungswidrigen alten § 113 TKG hinaus.

Buchbesprechungen

Stöckel, Handbuch Marken- und Designrecht
3., völlig neu bearbeitete und wesentlich erweiterte 
Auflage 2013, 893 S. Gebunden, Buch inkl. Online-Nutzung.
Erich Schmidt Verlag,
Euro 128,00, ISBN: 978-3-503-14154-8

Zur Besprechung steht hier ein Kommentar im Bereich des Marken- und
Geschmacksmusterrechts. Warum aber werden diese beiden 
Materien miteinander in einem Kommentar zusammengefasst? Die 
Beantwortung dieser Frage ist recht einfach - warum nicht? Beide 
dienen dem Schutz von immateriellen Gütern und erlangen regelmäßig
dann Schutz, wenn sie eingetragen werden. Im Grunde gibt es zahlrei-
che Parallelen, sodass die Zusammenfassung in einem Kommentar
durchaus sinnvoll ist. Allerdings enthält dieser Kommentar nicht 
wie man wegen seines verwendeten Namens vermuten würde, eine 
klassische Zweierteilung, sondern er untergliedert sich in zehn themati-
sche Abschnitte und einem Anhang, wobei naturgemäß die Kennzei-
chenrechte den größten Teil des Kommentars ausmachen.

Vergleicht man die hier zur Besprechung stehende dritte Auflage nun mit
den Vorauflagen, so fällt einem zunächst auf, dass mit jeder Auflage der
Umfang erheblich angewachsen ist. Während die erste Auflage noch 358
Seiten und die zweite Auflage 646 Seiten hatte, umfasst die dritte Auflage
mittlerweile 893 Seiten. Allein mit den in der dritten Auflage hinzukom-
menden Kapiteln über die Markenstrategie und dem Steuerrecht lässt sich
das aber nicht erklären. Vielmehr ist das Anwachsen der Seitenzahl auch
dem weiteren Ausbau der bereits vorhandenen Kapitel geschuldet. Auch
fällt bei dem Vergleich mit den Vorauflagen auf, dass Herr Dr. Lücken jetzt
nicht mehr Mitherausgeber, aber gleichwohl Mitautor geblieben ist.
Im ersten Teil wird das Markenrecht in sieben Abschnitten behandelt. Hier
werden zunächst die Grundzüge des Markenrechts erläutert, bevor in chro-
nologischer Reihenfolge Ausführungen zum Anmelde-, zum Widerspruchs-
und zum Löschungsverfahren und vor allem zum zivilrechtlichen Verfahren
gemacht werden. Dabei erfährt der Leser erfreulicherweise nicht nur In-
teressantes über die eher bekannten Markenformen, wie die Wortmarke,
die Bildmarke oder die Wort- Bildmarke, sondern auch über weniger be-
kannten Markenformen, wie zum Beispiel die Bewegungsmarke oder die
Kennfadenmarke aber auch die virtuellen Marke. Anknüpfend daran be-
kommt man sehr ausführlich dargelegt, wie eine Markenanmeldung in
Deutschland, in Europa und international vonstattengeht und welche An-
forderungen an das jeweilige Verfahrensstadium gestellt werden. Dabei
wird an den jeweiligen Stellen auch auf eventuelle Abweichungen zur na-
tionalen Regelung hingewiesen. Besonders hervorzuheben, weil eher un-
typisch für einen juristischen Kommentar, sind die Ausführungen zur
Markenrecherche. Dort erhält man nicht nur Tipps zur Recherche, sondern
auch Anregungen, wie die Ergebnisse auszuwerten sind. 

Den kürzesten Teil dieses Buches stellt dann der zweite Teil dar, der mit
zehn Seiten die Unternehmenskennzeichen, die Werktitel und die geo-
graphische Herkunftsangaben streift, bevor sich der dritte Teil der Grenz-
beschlagnahme widmet. Diese wird in Zeiten der zunehmenden
Globalisierung und Öffnung der Märkte, aber auch der wachsenden 
Piraterie an immateriellen Schutzgütern immer wichtiger. Bei den in-
haltlichen Ausführungen zu dieser Thematik wird im Rahmen der Dar-
stellung wegen der unterschiedlichen Regelungen folgerichtig nach
nationalem und europäischem Recht unterschieden, bevor einige Tipps
zur strategischen Anwendung des Beschlagnahmeantrages folgen.

Da die immer rasanter fortschreitende Entwicklung des Internets und die
dadurch entstehenden neuen Möglichkeiten auch immer neue Probleme
mit althergebrachten Rechten hervorruft, beschäftigt sich Teil vier mit den
Kennzeichen im Internet.  Neben der Darstellung von allgemeinem Hin-
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tergrundwissen zur Domain werden besonders hilfreiche Ausführungen
zu den Fragestellungen im Zusammenhang mit der Domian in all sei-
nen Facetten gemacht. Dabei werden alle möglichen Konstellationen
erschöpfend erläutert, bei denen der Domainname mit Rechten, 
beispielsweise Markenrechten, Unternehmenskennzeichen oder Titeln
kollidieren kann. Hier sei insbesondere der Teil E „Sonstige Kenn-
zeichenverletzungen im Internet“ hervorgehoben, der wegen der Be-
fassung mit den in den Jahren 2010-2012 gefällten wegweisenden 
nationalen und europäischen Gerichtsentscheidungen besondere 
Bedeutung hat.

Der sich anschließende Teil fünf schlägt dann die Brücke zum zweiten
Hauptbereich des Buches - nämlich dem Geschmacksmusterrecht,
indem neben einer kurzen Darstellung von Hintergrundwissen der Leser
systematisch an die Materie der Lizenzen herangeführt wird, bevor
neben Erläuterungen zum Aufbau und Inhalt eines Markenlizenzver-
trages nähere Ausführungen zu den Besonderheiten bei den Ge-
schmackmusterlizenzen folgen. 

Der sechste Teil widmet sich in aller Ausführlichkeit dem Geschmacks-
musterrecht, beginnend mit einer kleinen Einführung, bevor die Unter-
schiede und Gemeinsamkeiten zum Urheberrecht und mögliche
Überschneidungen herausgearbeitet werden. Erklärt werden auch die
grundsätzlichen Voraussetzungen des Schutzes eines solchen Ge-
schmacksmusters, getrennt nach dem deutschen und dem europäischen
Recht. Da der potentielle Schutz eines Designs nicht nur im Ge-
schmacksmustergesetz seinen Niederschlag gefunden hat, sondern auch
im Wettbewerbsrecht, erfährt man im vorletzten Abschnitt mehr über
den sogenannten ergänzenden wettbewerbsrechtlichen Leistungs-
schutz, der neben dem bestehenden Geschmacksmusterschutz eine
Rolle spielen und unter Umständen sehr hilfreich sein kann.  

Diesen zuvor genannten Ausführungen folgt der neu eingefügte Teil
über das Steuerrecht. Soweit ersichtlich, gibt es zum Steuerrecht im Hin-
blick auf die immateriellen Schutzrechte bisher nur wenig Literatur.
Umso erfreulicher ist es, dass derartige Ausführungen ihren Niederschlag
in diesem Kommentar gefunden haben. Dort wird in verständlicher Art
und Weise zu dieser Thematik Stellung genommen, wobei grundsätzli-
che Ausführungen zu immateriellen Wirtschaftsgütern vorangestellt
sind, bevor näher auf die Bilanzierung und die Abschreibung in diesem
Bereich eingegangen wird. Besonders lehrreich sind zudem die ein-
kommenssteuerrechtlichen, gewerbesteuerrechtlichen und umsatz-
steuerrechtlichen Ausführungen. Auch die Anmerkungen zur grenz-
überschreitenden Markenverwertung und zur internationalen Steuer-
planung bringen einen erheblichen Mehrwert im Rahmen einer
praxisnahen, umfassenden und wirtschaftsorientierten Beratung und
Vertretung.

Als gelungene Ergänzung sind die Teile acht und neun zu bezeichnen,
da damit der rein juristische Bereich verlassen und der ebenfalls wichtige
Aspekt der Bewertung und das Führen einer Marke näher beleuchtet
wird. Weil sich der Markenanmelder oder -inhaber bewusst sein muss,
dass allein das richtige Anmelden und die Nutzung einer Marke noch
lange nicht zu einem wirtschaftlichen Erfolg führt, sollte er die Ent-
wicklung der Marke und die Möglichkeiten einer Wertschöpfung mittels
einer Marke anhand von verschiedenen Parametern im Auge behalten
und steuern. Und genau bei diesen Problemstellungen geben die Aus-
führungen in beiden Teilen Hilfestellungen und Anregungen für die
praktische Umsetzung.  

Der abschließende Teil des Kommentars enthält eine Mustersammlung
der wichtigsten Schreiben in diesem Bereich, angefangen von der be-
sonders wichtigen Berechtigungsanfrage, über die Abmahnung, die Wi-
derspruchsbegründung bis hin zur Abgrenzungsvereinbarung und
Kaufverträgen. Besonders hervorzuheben ist dabei, dass sogar zwei Mu-
ster in englischer Sprache zur Verfügung gestellt werden, so dass damit

die internationale Ausrichtung des Kommentars abermals unterstrichen
wird. Als Zugabe erhält der Erwerber dieses Kommentars die Möglich-
keit online auf editierbare Vertragsmuster zuzugreifen.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass für diesen handlichen Kom-
mentar vor allem kennzeichnend ist, dass man mit allerhand Hinter-
grundinformationen versorgt wird und die notwendige Information für
das weitere Vorgehen schnell und einfach mit weiterführenden Litera-
turtipps finden kann. Neben der Darlegung der nationalen Gegeben-
heiten wird viel Wert auf die Darstellung der europäischen und
internationalen Bezüge gelegt. Eine weitere Besonderheit dieses Kom-
mentars ist, dass die umfangreichen juristischen Ausführungen mit Hin-
tergrundwissen und Erläuterungen zur Recherche, der Bewertung und
der Strategie bei Marken aufgefüllt werden. Damit vereint dieser Kom-
mentar, wie kein zweiter, juristische und wirtschaftliche Aspekte. Auf-
grund dieser Kombination richtet sich dieses Buch nicht nur an
diejenigen, die in ihrem Berufsleben rechtlich mit dem Marken- und De-
signrecht zu tun haben, sondern auch an diejenigen, die an dieser Ma-
terie interessiert sind. 

Rechtsanwalt Thomas R. M. Sachse, 
Fachanwalt für Gewerblichen Rechtsschutz, München

Tschöpe (Hrsg.), Anwalts-Handbuch Arbeitsrecht 
Handbuch, 8., neu berarbeitete Auflage 2013. 
Buch. Rund 3100 S. Gebunden
Dr. Otto Schmidt Verlag
Euro 139,00, ISBN 978-3-504-42040-6 

Das Anwalts-Handbuch Arbeitsrecht von Tschöpe ist 2013 in 8. Auflage
erschienen. 

Vielleicht mag der ein oder andere Leser gequält aufstöhnen, dass schon
wieder ein arbeitsrechtlicher Titel für viel Geld gekauft werden soll. Und
auch der Erkenntnisgewinn sei gering. Schließlich besitzt man doch
schon die anderen 3 Arbeitsrechtsbücher. Am Ende wird das  Wissen
nur wiederholt.  

Doch dieses Mal ist es anders. Zuerst ist die Aktualität anzuführen. Das
Buch befindet sich fachlich auf dem Stand zum 1.1.2013. Und zum an-
deren unterscheidet sich das Buch wesentlich von Formularbüchern,
Kommentaren oder Lehrbüchern. 

Die Mehrheit der Autoren sind Fachanwälte für Arbeitsrecht und stellen
die praxisrelevanten Probleme im Arbeitsrecht dar. Entscheidendes Krite-
rium ist aber nicht die bloße Auflistung und Wiedergabe von Entschei-
dungen. Vielmehr liegt der Mehrwert darin, dass Hinweise gegeben
werden, wie bestimmte arbeitsrechtliche Sachverhalte gelöst werden kön-
nen. Je nach Kapitel werden die Lösungen aus Arbeitgebersicht oder aus
einer arbeitnehmerfreundlichen Sicht dargelegt. Zumindest aber kann die
Leserschaft aus der Argumentation äußerst nützliche Hinweise für den ei-
genen Fall gewinnen. Es werden dadurch Denkanstöße initiiert, die zu einer
Lösung finden lassen können, wo man als Bearbeiter vielleicht vorher keine
gesehen hat. Um es klar zu stellen, es werden keine Argumentationsket-
ten geboten, sondern die arbeitsrechtlichen Probleme werden so behan-
delt, als wenn man einen Zauberwürfel von Erno Rubik in Händen hält.
Jedes weitere Kapitel bringt den Leser der Lösung einen Schritt bezie-
hungsweise einen Dreh weiter. Der Unterschied zum Zauberwürfel ist aber,
dass man bei der Lektüre des Buches keine Geduld braucht. Das Anwalts-
Handbuch Arbeitsrecht liest sich fundiert und verständlich.

Fachlich ist das Werk sehr breit im Arbeitsrecht aufgestellt. Die Haupt-
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einteilung erfasst im ersten Teil die Begrün-
dung von Arbeitsverhältnissen und ihre ver-
tragliche Gestaltung. Der 2. Teil behandelt die
Regelungen im Rahmen eines bestehenden
Arbeitsverhältnisses, der 3. Teil beschäftigt sich
mit der Änderung und Beendigung von 
Arbeitsverhältnissen, der 4. Teil mit kollektivem
Arbeitsrecht, der 5. Teil mit Arbeitsgerichts-
verfahren, der 6. Teil mit Arbeitnehmerschutz
und der 7. Teil mit Arbeitsförderung und 
Rentenrecht. 

Thementechnisch lässt das Handbuch keinen
Wunsch unerfüllt. Rechtsanwälte, die ihren
Schwerpunkt auf arbeitsrechtliche Fallbearbei-
tung legen, profitieren von diesem Werk
mehrfach. Zum einen die Aktualität, die fach-
liche Breite und Tiefe und gerade die facet-
tenreiche Darlegung der Materie sorgen für
fortlaufenden Erkenntnisgewinn. 

Das Anwalts-Handbuch Arbeitsrecht von
Tschöpe überzeugt auf ganzer Linie. 

Rechtsanwalt Christian Koch, München

Musielak, Kommentar zur 
Zivilprozessordnung: ZPO
mit Gerichtsverfassungsgesetz, 
10., neubearbeitete Auflage 2013. 
Buch. XXXVII, 3060 S. In Leinen
Verlag Vahlen 
Euro 169,00, ISBN 978-3-8006-4531-2 

„Musielak macht Klagen zum Genuß“, so steht
es auf dem Einband von dem Kommentar zur
Zivilprozessordnung von Prof. Hans-Joachim 
Musielak, der 2013 in 10. Auflage erschienen ist. 

In dem Vorwort erläutert der Herausgeber, was
dieser Kommentar leisten soll. Der Kommentar
richtet sich in erster Linie an forensisch tätige
Juristen und soll deren praktische Bedürfnisse
abdecken, ohne die wissenschaftliche Fundie-
rung zu vernachlässigen. Daraus wird abgelei-
tet, dass der Kommentar hauptsächlich die
Rechtsprechung des BGH berücksichtigt und
Meinungsstreitigkeiten nur dann erwähnt wer-
den, wenn sich diese auf den Rechtsalltag aus-
wirken. 

Viele Fachbücher setzen sich dieses hehre Ziel
und können es nicht einhalten. 

Ganz anders der Musielak. Dem Autorenteam
gelingt es vorbildhaft, die Verzahnung von
Rechtsprechung und Literatur zu vermitteln. 

Ein weiteres sehr großes Plus ist die Verständ-
lichkeit der Ausführungen. Abkürzungen 
werden nicht verwendet und auf die stich-
wortartigen Auflistungen von Gerichtsurteilen

wird verzichtet. Das Hauptaugenmerk liegt
darin, die Linien und Trends innerhalb der Zi-
vilprozessordnung zu präsentierten. Praktisch
bedeutet dies für die Leserschaft, dass Themen
blockweise und drucktechnisch hervorgeho-
ben werden und eine Konzentration auf die
wesentliche Materie erfolgt. 
Der Vorteil des Werkes von Musielak ist die
klare und praxisorientierte Darstellung der
Normen und Problemkreise der ZPO.

Rechtstechnisch ist das Werk auf dem Stand
vom 1.1.2013. Thematisch werden die ZPO
behandelt und mehrere EU-Verordnungen,
wie zum Beispiel EuMahnVO, EuGFVO, oder
auch die EuZustVO, sowie das Mediationsge-
setz. Abgerundet werden die Kapitel regel-
mäßig mit Hinweisen zu Gerichtskosten und
Anwaltsgebühren. 

Für Anwälte, die einen Prozess mit seinen zivil-
prozessualen Stationen vorbereiten wollen, ist
dieser Kommentar sehr gut geeignet, die Pro-
zessstrategie zu entwickeln und zu überprüfen.
Auch Berufseinsteiger oder Rechtsreferendare,
die am Gericht arbeiten, kann dieser Kom-
mentar eine äußert hilfreiche Unterstützung
sein. Bei einem Preis von 169,00 Euro könnte
der geneigte Käufer den Gedanken haben,
dass sich die Verschlusskappe des Salzstreuers
bei der Preisfindung gelöst haben muss.

Dessen ungeachtet, macht dieser Kommentar
auf jeden Fall Appetit und Freude bei der Kla-
geführung. Über ein genussvolles und positives
Ende entscheidet dann zwar der Richter. Aber
zumindest hat der Rechtsanwalt aus seiner Sicht
alles Nötige unternommen, um mit hochwerti-
gen Zutaten den Prozess zu gewinnen. 

Rechtsanwalt Christian Koch, München
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Kreikebohm/Spellbrink/Waltermann (Hrsg.), 
Kommentar zum Sozialrecht 
(Reihe Beck’sche Kurz-Kommentare Band 63), 
3. Auflage 2013, 2988 + XXXIV Seiten, in Leinen, 
Verlag C. H. Beck, 
Euro 219,00. ISBN 978-3-406-64599-0.

Wenn gelegentlich ein anwaltliches Mandat sozialrechtliche Bezüge auf-
weist oder gar ganz dem Sozialrecht zuzuordnen ist, steht man als Nicht-
Sozialrechtler oft vor dem Problem, auf welche Literatur man
zurückgreifen soll. Neben einer auf anwaltliche Benutzer zugeschnitte-
nen systematischen Darstellung ist es praktisch unverzichtbar, den Ge-
setzestext aller Bücher des SGB sowie weiterer sozialrechtlicher
Regelungen greifbar zu haben. Dies ist noch relativ leicht zu bewälti-
gen, zumal sich die einschlägigen Normen im Internet finden.

Besser wäre es jedoch, auch einen Kommentar zur Verfügung zu haben.
Nun beschränkt sich aber gewöhnlich ein Kommentar auf ein einzelnes
Buch des SGB. Würde man nun zu jedem Buch des SGB auch nur den
kompaktesten Kommentar erwerben, so bedeutet dies bereits, zwölf
verschiedene Werke in den Bücherschrank zu stellen. Das ist in vielen Fäl-
len einfach nicht sinnvoll, zumal sich das Sozialrecht rasant entwickelt
und Literatur dazu rasch veraltet. Dieser Gedanke mag der Grund dafür
gewesen sein, 2009 einen Kurzkommentar zum gesamten Sozialrecht
auf den Markt zu bringen. Der auf den ersten Blick gegenüber dem Pa-
landt und anderen Bänden dieser Reihe hohe Preis von 219 € relativiert
sich, wenn man bedenkt, was der Kauf der vorgenannten zwölf Einzel-
bände verschlingen würde (zumal dann noch keineswegs eine durch-
gehend hohe Qualität der Kommentierungen gesichert ist).

Der hier vorgestellte Kommentar umfaßt folgende Normen: Verordnung
der EG vom 29.04.2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Si-
cherheit, BAföG, BEEG, EStG (soweit darin das Kindergeld geregelt wird),
SGB I bis XII, SGG, Unterhaltsvorschußgesetz, WoGG. Mit Ausnahme des
EStG ist jeweils der gesamte Gesetzestext abgedruckt. Kommentierungen
erfolgen jedoch nicht durchgehend, sondern beschränken sich gezielt auf
diejenigen Vorschriften, die aus Sicht der Autoren in der praktischen Fall-
bearbeitung zwingend notwendig sind. Auch wird die Methode der Sam-
melkommentierung genutzt, um Platz zu sparen und ein besseren
Verständnis der Materie zu ermöglichen. Nur durch dieses selektive Her-
angehen war es möglich, die enorme Stoffülle zu bändigen, die Vorgabe
der Einbändigkeit zu erfüllen und dennoch einen hohen Qualitätsstan-
dard zu gewährleisten. Dabei war als Zielgruppe der vorwiegend pri-
vatrechtlich tätige Rechtsanwender im Blickfeld, der eben auch Sozialrecht
benötigt, um bestimmte Fragestellungen sachgerecht zu behandeln.

Das Motto des schlicht „K/S/W“ abgekürzten Kommentars ist daher „So
viel Sozialrecht braucht jeder“. Der aktuellen dritten Auflage liegt der
Gesetzgebungs- und Literaturstand zum 01.01.2013 zugrunde. Es ist
geplant, diesen Band nun seinem großen Vorbild Palandt gemäß jähr-
lich neu erscheinen zu lassen, so daß jeweils eine aktuelle Kurzkom-
mentierung des gesamten Sozialrechts zur Verfügung steht. Diese Idee
mag für den ursprünglich anvisierten Leserkreis nicht so relevant sein,
doch macht gerade das den Kommentar auch für Spezialisten im Sozi-
alrecht besonders interessant.

In der Praxis ist es so, daß bei vielen sozialrechtlichen Mandaten nicht so
sehr rechtliche Schwierigkeiten im Vordergrund stehen, sondern die
tatsächliche Seite über Erfolg oder Mißerfolg entscheidet. Beim Streit
um die Bewilligung einer Rente wegen Erwerbsminderung ist in aller
Regel problematisch, ob eine Erwerbsminderung vorliegt — eine Frage,
die durch ärztliche Gutachten zu klären ist. Rein rechtliche Probleme
sind hingegen eher selten. Deshalb ist der K/S/W sehr wohl auch für
reine Sozialrechtler zu empfehlen. Mehr noch wird er aber der Stan-
dardkommentar für Allgemeinanwälte sein, wobei er hier sowohl gute
Dienste bei der Bearbeitung von Sozialrechtsfällen leistet wie auch bei

Fragestellungen mit primär anderem Schwerpunkt, die jedoch Bezug
zum Sozialrecht aufweisen. Nach dem Erscheinen der dritten Auflage
kann deshalb festgestellt werden: Der mutige Schritt, einen einbändigen
Kurzkommentar zum Sozialrecht zu schaffen, hat sich gelohnt.

Rechtsanwalt Dipl.-Kfm. Wolfgang Nieberler, München

Plagemann (Hrsg.), Sozialrecht 
(Reihe Münchener Anwaltshandbuch)
4. Auflage 2013, 1589 + LVI Seiten, in Leinen, 
Verlag C. H. Beck
Euro 129,00. ISBN 978-3-406-63670-7

Das Sozialrecht hat sich von seiner Dynamik und Bedeutung zu einem
Rechtsgebiet entwickelt, das es immer wahrscheinlicher werden läßt,
daß man im Rahmen der anwaltlichen Tätigkeit mit ihm in Kontakt
kommt. Dies gilt nicht nur für den Generalisten, sondern auch für eine
ganze Reihe von Spezialisten. An erster Stelle mag man hier an den Ar-
beitsrechtler denken, aber auch Familienrechtler (Stichworte: Kinder-
geld, Unterhalt, Versorgungsausgleich und Rente) oder Verkehrsrechtler
(Stichworte: Haftung der gesetzlichen Unfallversicherung, Umfang der
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung nach Unfällen, For-
derungsübergang nach § 116 SGB X) finden sich mitunter ganz schnell
mit sozialrechtlichen Regelungen konfrontiert.

Dann sollte man zumindest auf ein bewährtes Handbuch zurückgreifen
können, das sich dem Sozialrecht in seiner ganzen Breite widmet und die
wesentlichen Fragen dieses Rechtsgebiets den Bedürfnissen der Praxis
entsprechend in kompakter Form beantwortet. Hier bietet sich das von
dem weithin bekannten Sozialrechtsexperten Plagemann herausgege-
bene Werk aus der Reihe „Münchener Anwaltshandbuch“ an, das nun-
mehr in der vierten Auflage erschienen ist und in allen Bereichen
gründlich überarbeitet wurde (Stand: Januar 2013). Über 30 Autorin-
nen und Autoren haben an dem Band mitgewirkt, ihr Expertenwissen
den Lesern zu Verfügung gestellt und in Form von Checklisten, Formu-
lierungsvorschlägen, Mustern und Praxistips so aufbereitet, daß es leicht
für die anwaltliche Arbeit genutzt werden kann.

Die Bandbreite des abgedeckten Stoffes läßt sich bereits dann erahnen,
wenn man sich die Hauptabschnitte des Werkes vor Augen hält: Sozi-
alrechtliches Mandat, Versicherungs- und Beitragspflichten, Arbeitsför-
derung, ges. Krankenversicherung, ges. Rentenversicherung, ges.
Unfallversicherung, Rehabilitation, Pflegeversicherung, Kindergeld und
Elterngeld, soziale Entschädigung, Sozialhilfe, Verfahrensrecht.

Dabei wird im Abschnitt Verfahrensrecht auch das Thema Kosten und Ge-
bühren behandelt (§ 50). Daß die Darstellung hierzu ab dem 01.08.2013
durch das 2. KostRMoG weitgehend überholt ist und nur noch für Altfälle
gilt, wird durch die Tatsache versüßt, daß auch die viel zu geringen Be-
tragsrahmengebühren im Sozialrecht angehoben wurden, selbst wenn die-
ses Rechtsgebiet noch immer zu den unterbezahlten Bereichen anwaltlicher
Tätigkeit zählt (was vielleicht sogar vom Gesetzgeber angesichts der Tat-
sache der permanenten Überlastung der Sozialgerichte so gewollt ist).

Nicht nur unter diesem Aspekt ist ein Werk, das hilft, sozialrechtliche Fra-
gestellungen fundiert und rationell bearbeiten zu können, besonders wich-
tig. Deshalb sollte dieses Handbuch in der anwaltlichen Bibliothek zur
Grundausstattung Sozialrecht zählen und, sobald sozialrechtliche Fra-
gestellungen zu lösen sind, stets in Nähe des Schreibtisches griffbereit sein.

Rechtsanwalt Dipl.-Kfm. Wolfgang Nieberler, München
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